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23. Bundesverbandstagung verabschiedet Resolution – künftig hauptamtliche Doppelspitze  

Zeichen gegen Rechtsextremismus
Auf der 23. Bundesverbandsta-

gung im November hat der SoVD 
den Kurs für die nächsten vier 
Jahre gesetzt. Mit einer Resoluti-
on gegen Rechtsextremismus und 
-populismus bekannten sich die 
rund 200 Delegierten klar zu den 
SoVD-Werten der Solidarität und 
Humanität sowie zu ihrem Einsatz 
für einen demokratischen Rechts-
staat. Sie verabschiedeten zudem 
das sozialpolitische Programm 
für die nächste Amtszeit. Im öf-
fentlichen Teil stand im Rahmen 
einer prominent besetzten Podi-
umsdiskussion die bundesweite 
Kampagne „Gemeinsam gegen 
einsam“ im Fokus. Als Auftakt zur 
weiteren Entwicklung als moder-
ner Verband wurde die begonne-
ne Strukturreform besiegelt.  

SoVD-Präsident Alfred Born-
halm hieß zu Beginn der Veran-
staltung Delegierte und Gäste 
– darunter Vertretende der Lan-
desverbände und der Beteiligun-
gen des SoVD – sowie Berlins 
Regierenden Bürgermeister Kai 
Wegner (CDU) willkommen. 

Dieser dankte dem SoVD für 
dessen Arbeit. In einer Zeit, in 
der Probleme oft nicht gesehen 
würden, lenke der Verband die 
Aufmerksamkeit darauf. 

„Aufstiegsversprechen ist 
in weite Ferne gerückt“

Wegner betonte, dass in Städ-
ten gesellschaftliche Entwick-
lungen oft früher stattfänden. 
Es sei wichtig, frühzeitig zu han-
deln. Als eine der drängends-

ten Aufgaben benannte er die 
Sorge um den bröckelnden ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, 
Zukunftsängste und die um sich 
greifende finanzielle Not vieler 
Bürger*innen. Nicht nur in Ber-
lin machten steigende Mieten 
und die hohen Inflationsraten 
vielen Angst, so Wegner. Mit Al-
tersarmut, Familienarmut und 
Bildungsarmut gebe es zahlrei-
che Problemfelder, die zeigten, 
dass das Aufstiegsversprechen 
der sozialen Marktwirtschaft für 
viele in weite Ferne gerückt sei.

Großen Applaus aus dem Ple-
num bekam Wegner für seine 
Forderung, die Schuldenbremse 
auszusetzen, um Zukunftsaufga-
ben zu finanzieren und Verun-
sicherungen in der Gesellschaft 

zu begegnen. Mangelnde finan-
zielle Ausstattung kritisierte er 
auch bei der geplanten Einfüh-
rung der Kindergrundsicherung. 
Hierzu kündigte er an, über den 
Bundesrat für Verbesserungen 
zu kämpfen.

Gegen Antisemitismus und 
Israelfeindlichkeit 

Wie auch der SoVD wandte 
sich Wegner entschieden gegen 
Antisemitismus und Israelfeind-
lichkeit und dankte dem SoVD 
für dessen Teilnahme an der 
Solidaritätsdemo vor dem Bran-
denburger Tor am 22. Oktober. 

Menschen bräuchten nicht 
nur innere, sondern auch soziale 
Sicherheit. Nur auf diese Weise 

Mit ihren Stimmen bestimmten die SoVD-Delegierten den strategischen und sozialpolitischen Kurs für die nächsten vier Jahre. 
Foto: Wolfgang Borrs
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könnten sie Vertrauen in die De-
mokratie und staatliche Institu-
tionen gewinnen und behalten. 
Genau dafür sei der SoVD ein 
„starker Partner für die Politik“, 
hielt Kai Wegner abschließend 
fest und dankte den vielen 
SoVD-Ehrenamtlichen im Land 
ausdrücklich für ihren Einsatz 
für das Gemeinwesen.

„Ein moderner SoVD zieht
weitere Mitstreiter*innen an“

Alfred Bornhalm stimmte auf 
die Sitzungstage ein: „Auf un-
serer außerordentlichen Ver-
bandstagung im März haben wir 
mit der Zustimmung zur Struk-
tur- und damit auch Satzungs-
änderung einen großen Schritt 
nach vorn gemacht“, stellte der 
SoVD-Präsident fest. Mit dieser 
Reform sei „unser SoVD auf der 
Höhe der Zeit“. 

Ein Verband, der in der Öffent-
lichkeit als starke Stimme wahr-
genommen werde und in seinen 
Strukturen modern und leis-
tungsfähig aufgestellt sei, ziehe 
auch neue Mitstreiter*innen an, 
führte Bornhalm weiter aus. Mit 
Michaela Engelmeier, die den 

SoVD seit September 2022 in 
der Öffentlichkeit vertritt, sei 
dies der Fall.

Die künftige Struktur des SoVD 
gestaltet sich wie folgt: Eine 
hauptamtliche Doppelspitze 
führt den SoVD-Bundesverband, 
wenn Matthias Neiß Anfang des 
kommenden Jahres gleichbe-
rechtigt an die Seite von Michae-
la Engelmeier rückt. Beide tragen 
für den SoVD die rechtliche Ver-
antwortung, führen den Verband 
operativ gemeinsam und geben 
ihm Stabilität und Zukunftsori-
entierung. Mit Inkrafttreten der 
neuen Satzung wirken auch 
zwei im Zuge der Strukturreform 
neu gegründete, ehrenamtlich 
besetzte Gremien – Verbandsrat 
und Bundeskonferenz. Sie agie-
ren nicht nur rahmengebend 
und aufsichtsführend, sondern 
sind auch insbesondere für 
die vielen ehrenamtlich Enga-
gierten im SoVD maßgebliche 
Ansprechpartner*innen. Gerade 
diejenigen, die für unseren Ver-
band vor Ort wirken, behalten 
damit eine starke Stimme. 

Der Verbandsrat (VR) besteht 
aus 13 von den Landesverbän-
den entsandten Mitgliedern 

sowie der Sprecherin der Frau-
en im Bundesverband und dem 
Bundesjugendvorsitzenden. 

Zum VR-Vorsitzenden wurde 
Bernhard Sackarendt (VR-Vor-
sitzender des Landesverbandes 
Niedersachsen) gewählt. Seine 
Stellvertreter sind Alfred Born-
halm, Vorsitzender des SoVD-
Landesverbandes Schleswig-
Holstein, und Franz Schrewe, 
Vorsitzender des SoVD-Landes-
verbandes Nordrhein-Westfalen. 

Ehrenamtlich: Verbandsrat
und Bundeskonferenz 

Die Bundeskonferenz wirkt als 
direktes Bindeglied des Bundes-
verbandes zu dessen Gliederun-
gen. Sie setzt sich aus 31 Mit-
gliedern zusammen, die von den 
einzelnen Landesverbänden no-
miniert und im Rahmen der BVT 
bestätigt wurden. 

Zum Vorsitzenden der Bun-
deskonferenz wählten die Kon-
ferenzmitglieder Bruno Hartwig 
(SoVD-Landesverband Nieder-
sachsen), derzeit noch Bundes-
schatzmeister. 

Als stellvertretende Vorsit-
zende sind demnächst Kirs-
ten Grundmann (Mitglied 

des SoVD-Landesvorstandes 
Schleswig-Holstein) und Brigit-
te Krebelder (stellvertretende 
Vorsitzende des SoVD-Landes-
verbandes Hamburg) im Amt.

Der innerverbandliche Stra-
tegie- und Reformprozess war 
seit Monaten unter Einbindung 
ehrenamtlicher und hauptamt-
licher Akteur*innen der Lan-
desverbände erfolgt. Dass die 
Reformierung an der Verbands-
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23. Bundesverbandstagung verabschiedet Resolution – künftig hauptamtliche Doppelspitze 

V. li.: SoVD-Präsident Alfred Bornhalm, Berlins Regierender Kai Weg-
ner (CDU) und die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier. 

SoVD-Präsident Alfred Bornhalm 
wird – gemeinsam mit Franz 
Schrewe – als Vize-Verbands-
ratsvorsitzender im Amt sein. 

spitze nun unter Dach und Fach 
gebracht wurde, ist ein zentrales 
Ergebnis der BVT. 

Der Modernisierungsprozess 
soll fortgeführt werden. Bundes- 
und Landesverbände, Ehren- und 
Hauptamt werden auch weiter-
hin gemeinsam für die Ziele des 
SoVD eintreten. Sein höchstes 
Organ bleibt auch in Zukunft die 
Bundesverbandstagung.

 Veronica Sina 

Fortsetzung von Seite 1

Die Bundeskonferenz ist ein wichtiges, ehrenamtliches Gremium. Alle Mitglieder finden Sie namentlich aufgeführt auf Seite 4. 

Bernhard Sackarendt, Vorsit-
zender des Landesverbandes 
Niedersachsen, ist künftig Vor-
sitzender des Verbandrates.

Matthias Neiß steht künftig mit  
Michaela Engelmeier hauptamt-
lich an der Bundesverbandsspitze. 

VR und Hauptamt (HA): Michael Meder (HA), Alfred Bornhalm, Norbert Weber, Bernhard Sackarendt (VR-
Vors.), Hans-Otto Umlandt, Matthias Neiß (HA), Franz Schrewe, Michaela Engelmeier (HA), Reinhard Meyer 
(st. Gast), Hildegard Hinderks, Bruno Hartwig, Joachim Wittrien, Jutta König, Helmut Etzkorn, Achim Spitzlei, 
Petra Lenius-Hemstedt. Im VR, aber nicht im Bild: Ursula Engelen-Kefer, Sebastian Freese und Klaus Wicher.

alle Fotos: Wolfgang Borrs
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Ricarda Lang forderte Dialog. 

Rolf Schmachtenberg machte Mut. 

Sabine Werth sprach über Armut. Kirsten Bruhn warb für Rücksicht. 

Michael Meder, Michaela Engelmeier, Lisa Paus und Alfred Born-
halm vor der Veranstaltung. 

V. li. : Ricarda Lang, Sabine Werth, SoVD-Pressesprecher Peter Zerne-
chel, Rolf Schmachtenberg und Kirsten Bruhn auf dem Podium. 

Blick in den Plenarsaal während der Bundesverbandstagung. 

Von Bundeskanzler Olaf Scholz 
kam ein Grußwort zum Auftakt. 

Anzeige

Einsatz gegen Einsamkeit verstärken
Der Auftakt des zweiten Tages der Verbandstagung stand im Zeichen der SoVD-Kampagne „Gemeinsam gegen einsam“. Die Bundes-

familienministerin Lisa Paus und ein hochkarätig besetztes Podium beleuchteten viele Facetten des großen Themas Einsamkeit. In 
einer Videobotschaft wandte sich zuvor Bundeskanzler Olaf Scholz an die Anwesenden und wünschte eine erfolgreiche Veranstaltung. 

Der SoVD ist ein starker und 
wichtiger Partner für die Poli-
tik. Dies betonte Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) in seinem 
Grußwort an die Delegierten 
und Gäste. 
Darin lobte 
er den Ein-
satz des SoVD. 
Durch die So-
zialrechtsbera-
tung gelange 
das Geld dorthin, wo es tatsäch-
lich gebraucht werde. Einen 
besonderen Dank richtete er 
an die ehrenamtlich Aktiven im 
Verband: „Sie halten unser Land 
zusammen. Dafür danke ich Ih-
nen von ganzem Herzen.“ Mit 
seinem Engagement trage der 
SoVD zu einer „Gesellschaft des 
Respekts“ bei.

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier be-
grüßte anschließend die Gäste 
aus Politik und Verbänden, dar-
unter Bundesfamilienministerin 
Lisa Paus (Bündnis 90 / Die Grü-
nen), Andreas Wallenborn, Ge-
schäftsführer des VdK, Lisi Maier 
von der Bundesstiftung Gleich-
stellung, Yvonne de Andrés vom 
Deutschen Frauenrat, Hans-

Werner Lange vom Blinden- und 
Sehbehindertenverband, Claus 
Bölicke vom AWO-Bundesver-
band sowie Karin Schwendler 
und Markus Fuß von ver.di.

Engelmeier 
sprach über die 
SoVD-Kampag-
ne „Gemeinsam 
gegen einsam“ 
und die vielen 
Formen von 

Einsamkeit in der Gesellschaft – 
das Problem müsse deshalb als 
gesamtgesellschaftliches Anlie-
gen betrachtet werden.

Familienministerin Lisa Paus 
schloss daran in ihrem Rede-
beitrag an. Auch sie betonte die 
große Tragweite des Themas. 
Einsamkeit 
werde dabei 
von vielen 
F a k t o r e n 
bes t immt , 
etwa Krank-
heit, Pfle-
gebedürftigkeit und Langzeit-
arbeitslosigkeit. Und natürlich 
befördere gerade Armut Ten-
denzen zur Vereinsamung. Hier 
wolle sie mit der Kindergrundsi-
cherung Abhilfe schaffen, Fami-

lien mehr Teilhabe ermöglichen 
und verdeckte Armut bekämp-
fen.

Doch ganz konkret benötigten 
Menschen auch Anlauforte, an 
denen sie sich begegnen könn-
ten. Diese müssten in „Pantoffel-
nähe“ liegen – also wohnortnah 
und bequem zu erreichen sein. 
Noch in diesem Jahr werde ihr 
Ministerium eine Strategie ge-
gen Einsamkeit 
beschließen, kün-
digte sie an.

Einsamkeit, so 
Michaela Engel-
meier in ihrer 
Reaktion auf den 
Vortrag von Lisa Paus, habe 
nicht nur eine individuelle, son-

dern auch eine 
strukturelle Seite. 
Beides bekämpfe 
der SoVD – zum 
einen durch die 
Gemeinschaft vor 
Ort, zum anderen 

durch seinen Einsatz für eine 
soziale Politik, die allen ermög-
licht, am gesellschaftlichen Le-
ben teilzunehmen. 

Abschließend wurde das The-
ma Einsamkeit aus verschiede-

Abschluss der Kampagne „Gemeinsam gegen einsam“ mit Vorträgen und Diskussion

nen Perspektiven in einer Podi-
umsdiskussion behandelt. Unter 
dem Titel „Macht Armut einsam? 
– Wie unser Sozialstaat Einsam-
keit bekämpfen kann“ debattier-
ten Ricarda Lang (Bundesvor-
sitzende von Bündnis 90 / Die 
Grünen), Sabine Werth (Grün-
derin der Berliner Tafel), Kirsten 
Bruhn (Parasportlerin) und Rolf 
Schmachtenberg, Staatssekretär 

im Bundes-
ministerium 
für Arbeit 
und Sozia-
les.

Klar wur-
de, dass es 

Veränderungen in verschie-
denen Bereichen braucht, um 
Einsamkeit und Armut zu ver-
ringern. Die Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit und der Abbau 
von Barrieren im Alltag waren 
nur zwei der Gebiete, für die 
Handlungsbedarf diagnostiziert 
wurde.

Der komplette öffentliche Teil 
der Bundesverbandstagung ist 
auf dem SoVD-Youtube-Kanal 
unter www.youtube.com/@
SoVD_Bund abrufbar. 

 Sebastian Triesch

„Es ist gut, dass unser Staat 
auf Ihre tatkräftige Unter-

stützung zählen kann.“ 
Olaf Scholz

„Strukturelle Einsamkeit 
betrifft Menschen in  
jedem Lebensalter.“  

Michaela Engelmeier

„Einsamkeit nagt am 
Zusammenhalt der 

Gesellschaft.”  
Lisa Paus
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„Mein SoVD“ heißt die vom Landesverband Niedersachsen ent-
wickelte App. Marco Schick (li.), Controlling und IT-Entwicklung, 
zeigte am Stand des Landesverbandes mit IT-Kolleg*innen, wie 
Mitglieder damit ab Januar ihren Beratungsbedarf regeln und 
andere Vorteile nutzen. Die App konnte man auch selbst testen.

SoVD-App präsentiert
Marco Schick und Dirk Swinke, Vorstandsvorsitzender des LV NDS.

Stellvertretend für alle in den letzten vier Jahren Verstorbenen 
hielten die Anwesenden mit einer Schweigeminute inne für: aus 
dem Landesverband Niedersachsen Birgit Vahldiek, Erich Gruß, 

Ernst-Bernhard Jaensch, Dieter 
Hebner; aus Schleswig-Holstein 
Sven Picker, Hans-Christian Al-
bertsen; aus Nordrhein-Westfalen 
Dieter Redda, Karl-Vinzenz Verste-
ge, Wilma Horstkotte, Friedrich-
Wilhelm Herkelmann, Heinrich 
Wöstehoff, Angelika Winkler; aus 
Mecklenburg-Vorpommern Jürgen 
Weigel, Ursula Stecker; aus Berlin-
Brandenburg Heidrun Pahl; aus 
Hamburg Inge Jefimov; aus Bayern 
Achim Seiler; sowie aus Baden-
Württemberg Cornelia Boldt.

Ein ehrendes Andenken
Erinnerung an die Toten zu Beginn der Plenarsitzung

Vor der großen Plenarsitzung am 10. November gedachte der 
Verband in Dankbarkeit und Achtung seiner verstorbenen Mitglie-
der. Die Totenehrung nahm Franz Schrewe vor, 1. Landesvorsitzen-
der in NRW und künftig zweiter Vorsitzender des Verbandsrates.

Franz Schrewe 

Nordic CAMPUS BBW Stendal

Auch die SoVD-Berufsbildungswerke Nordic CAMPUS und 
BBW Stendal waren als Unterstützer unter anderem durch ih-
re Geschäftsführer Dr. Torben Möller und Rainer Erdmann mit 
Ständen auf der Tagung zugegen – ebenso wie die Versiche-
rung Ergo, vertreten durch Dr. Alexander Eifrig. 

Gesellschaften mit dabei

Dank an den Bundesvorstand 
Die Delegierten verabschiedeten die mit Eintrag der neuen Satzung ausscheidenden Präsidiums- 

und Bundesvorstandmitglieder. Ihre Gremienarbeit beenden Hartmut Marx (LV Baden-Württemberg), 
Roswitha Reiß, Elfriede Rosin (beide LV Niedersachsen) und Gunter Wittig (LV Mitteldeutschland).

Viele ehemalige Mitglieder 
von Präsidium und Bundesvor-
stand sind künftig im Verbands-
rat (Seite 2) und in der Bundes-
konferenz vertreten. 

In dieser sind namentlich: Ur-
sula Bäuerlein (BW), Helga Eber-
hardt (NRW), Renate Eggers (SH), 
Jens Eschmann (NRW), Thors-
ten Greiner (RPS), Jürgen Groth 
(NDS), Kirsten Grundmann (SH), 
Meta Günther (BY), Manfred Ha-
mann (SH), Bruno Hartwig (NDS), 
Prof. Dr. Ingo Heberlein (SH), 
Saskia Heuck (NDS), Hildegard 
Hinderks (NDS), Heinz Kaatsch 
(NDS), Gudrun Karp (HH), Klaus 
Kienemann (NRW), Reiner Knoll 
(NDS), Birgit Kömpel (HE), Annette 
Krämer (NDS), Brigitte Krebelder 
(HH), Joachim Krüger (BB), Diana 
Maleschewski (HB), Kerstin Rö-
mer (MD), Bernhard Sackarendt 

(NDS), Hermann Schlieker (NDS), 
Dr. Helmhold Seidlein (MV), 
Achim Spitzlei (NDS), Siegrid 

Tenor-Alschausky (SH), Norbert 
Tigges (NRW), Klaus Wicher (HH) 
und Joachim Wittrien (HB). 

Starker Applaus für ausscheidende Funktionär*innen

Großer Dank galt dem ehemaligen Bundesvorstand. Viele der 
Amtsträger*innen gehören künftig den ehrenamtlichen Gremien an.

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Meravis-Abend als Rahmen
Den Festabend der BVT richtete die meravis aus. Sie ist eine hundertprozentige Tochtergesellschaft 

des SoVD, der dem Gastgeber Matthias Herter, Geschäftsführer der meravis-Immobliengruppe, herz-
lich dankte. Unterhaltung boten Rainer Schmidt, Kabarettist und Pfarrer, und die Band „Luxusrausch“. 

Die meravis („Mensch.Raum.
Vision“) vermietet, verkauft und 
schafft Wohnräume. Ziel ist es 
dabei, „heute Wohnlösungen 
von morgen zu gestalten“ – und 
dies innovativ und nachhaltig. 
Gegründet wurde die meravis 
1949 als Reichsbund Woh-
nungs- und Siedlungsbau. „Da-
mals ging es darum, gegen die 
nach dem Krieg herrschende 
Wohnungsnot vorzugehen“, so 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier und SoVD-
Präsident Alfred Bornhalm bei 
der Begrüßung. Bezahlbares 
Wohnen ist bis heute ein wich-
tiges und sehr aktuelles Thema.

Immobiliengruppe lud zu Menü, Livemusik und Kabarett ein

Einblicke in Handicap und Alter

Parcours-Test
Während der BVT machte 

der SoVD mit einem Parcours 
Barrieren erfahrbar, die Men-
schen mit Behinderungen 
und Senior*innen den Alltag 
erschweren. Delegierte und 
Gäste konnten Rollstühle auf 
verschiedenen Bodenbelägen 
ausprobieren. Andere Stationen 
des Parcours verdeutlichten 
zum Beispiel Hürden mit einer 
Sehbehinderung oder simulier-
ten durch Gewichte und Spezi-
alkleidung, wie viel schwerer 
vieles im Alter werden kann. Knifflige Rollstuhl-Hindernisse.

Kabarettist Rainer Schmidt meravis-GF Matthias Herter

Kassenprüfung und Schlichtung

Revisor*innen
Zu Bundesrevisor*innen ge-

wählt sind Reinhard Meyer, wie 
bisher ihr Sprecher, Ingrid Bey-
er, Hermann Weber und Gunter 
Lieb; zu Ersatzrevisoren Jörn 
Neupert, Armin Dötsch, Uwe 
Poggenhorn und Ulrich Lönne-
cke. Die Bundesschiedsstelle 
besetzen Dr. Peter Sdorra, der 
Vorsitzender bleibt, Sven Hei-
denmann als stellv. Vorsitzen-
der, Volker Andresen und And-
reas Gädicke als Beisitzer sowie 
Günther Ruckdäschel und Rein-
hard Tiesler als Ersatzbeisitzer.
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Zunächst wurden die schrift-
lich vorliegenden Berichte über 
die zurückliegenden vier Jahre 
in Auszügen zur weiterführen-
den Information der Delegier-
ten vorgetragen. Auf dem Po-
dium präsentierten zunächst 
SoVD-Präsident Alfred Born-
halm, SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier und 
Bundesgeschäftsführer Michael 
Meder gemeinsam die zentralen 
Inhalte aus ihren jeweiligen Ver-
antwortungsbereichen. 

Auch Bruno Hartwig, Bundes-
schatzmeister und künftig Vor-
sitzender des Bundeskonferenz, 

Reinhard Meyer, Sprecher der 
Revisoren, Jutta König, Bundes-
frauensprecherin, die stellver-
tretende Bundesjugendvorsit-
zende Sarah Dehn und der Leiter 
der Abteilung Sozialpolitik im 
Bundesverband, Fabian Müller-
Zetzsche, beschrieben zurücklie-
gende Arbeitsschwerpunkte. 

Hans-Otto Umlandt, Vorsitzen-
der des Strategie- und Organisa-
tionsausschusses, stellte sodann 
die Anträge zu Satzungs- und 
Organisationsfragen vor; Bruno 

Hartwig die Anträge zu finanz-
politischen Fragestellungen. 
Die Delegierten stimmten unter 
anderem dem Antrag auf Parität 
als Arbeitsauftrag zu und verab-
schiedeten nachträgliche Sat-
zungsänderungen wie die Ver-
tretungsregelung der Vorstände. 
Mehrere Anträge zum Thema 
„Digitalisierung“ trafen im Ple-
num auf Zustimmung. Auch der 
Antrag zur Beitragsanpassung ab 
dem 1. Januar 2024 (siehe Kasten 
am Seitenende) fand eine klare 
Stimmenmehrheit.

Für den Antrag auf Verselbst-
ständigung des Landesverban-
des Hamburg stimmten 178 De-

legierte mit Ja und 11 mit Nein. 
Verantwortung und Haftung 
wandert vom Bundesverband 
zum Landesverband, das Wei-
sungsrecht wird zum Koopera-
tionsvertrag. Der Landesvorsit-
zende Klaus Wicher dankte den 
Delegierten und den zuvor be-
gleitenden Gremien und betonte 
den Wunsch nach einer weiteren 
solidarischen Mitarbeit des Lan-
desverbandes im SoVD.

Karl-Dieter Voß, Vorsitzender 
des Sozialpolitischen Ausschus-
ses sowie der Antragskommis-
sion für sozialpolitische Fragen, 
präsentierte mit Fabian Müller-

Zetzsche das sozialpolitische 
Programm sowie die entspre-
chenden Anträge. Jutta König 
stellte die familienpolitischen 
Anträge vor. Etliche Anträge 
knüpften an bestehende SoVD-
Beschlusslagen an und konkre-
tisierten sie. Dies betrifft etwa 
die Forderung nach Schaffung 
und Sicherstellung bezahlbaren, 
barrierefreien Wohnraumes, die 
Herstellung von Verteilungs-
gerechtigkeit inklusive einer 
entsprechenden Steuerreform 

sowie die Forderung nach einer 
Überarbeitung der Erbschafts-
steuer. 

Weitere Anträge bezogen sich 
auf die sozial gerechte Ausge-
staltung der Klima- und Mobi-
litätswende. Dazu gehörte auch 
die Forderung nach einem barri-
erenfreien und bezahlbaren oder 
in Teilen kostenfreien ÖPNV. 

Einhellige Zustimmung fanden 
die Anträge zur Schaffung einer 
echten Kindergrundsicherung, 
eines armutsfesten Bürgergelds 
und zur Bekämpfung von Ein-
samkeit. Im Themenfeld Arbeits-
markt stimmten die Delegierten 
einem Antrag auf Erhöhung 
des Mindeslohnes zu; bei der 
Alterssicherung der Forderung 

Während der 23. Bundesverbandstagung nahmen die rund 200 Delegierten zahlreiche Berichte zur 
Kenntnis und behandelten über 120 Anträge zu satzungs-, organisations-, finanz- und sozialpolitischen 
Fragen. Sie brachten somit das Programm des SoVD für die kommende Amtszeit auf den Weg. Unter ande-
rem verabschiedeten die Delegierten mit überwältigender Mehrheit (175 von 183 Delegiertenstimmen) 
die Resolution „Soziale Politik statt Populismus und Spaltung“ (Abdruck auf der folgenden Seite 6).  Als 
Tagungspräsident fungierte Alfred Bornhalm, noch amtierender SoVD-Präsident und Vorsitzender des Lan-
desverbandes Schleswig-Holstein sowie demnächst zweiter Vorsitzender des Verbandsrates. 

Das sozialpolitische Programm festgelegt
Delegierte entschieden über mehr als 120 Anträge – Landesverband Hamburg ist künftig selbstständig

V. li.: Michael Meder, Michaela Engelmeier und Alfred Bornhalm be-
richteten gemeinsam über ihre jeweiligen Verantwortungsbereiche.

alle Fotos: Wolfgang Borrs

nach Stärkung der gesetzlichen 
Rente. Im Fokus der Anträge im 
Gesundheitsbereich standen die 
Forderungen nach einer bedarfs-
gerechten und flächendecken-
den Versorgung, mehr Hilfsan-
geboten für psychisch Erkrankte, 
dem Ausbau der Pflegeversiche-
rung zur einer Pflegebürgervoll-
versicherung und einer Höherbe-
wertung von Fürsorgearbeit für 
Pflegebedürftige.

Im Bereich der Inklusion sollen 
nach dem Votum der Delegierten 
die Barrierefreiheit in allen Le-
bensbereichen und die Arbeits-
marktchancen Schwerbehinder-
ter vorangebracht werden. Dies 
gilt insbesondere auch für junge 
Menschen. Bei der Familienpo-
litik standen die Forderungen 
nach Parität in der Politik und die 
Umverteilung von Sorge- und Er-
werbsarbeit im Vordergrund.

Die meisten Anträge wurden 
angenommen, wenige andere 
abgelehnt mit der Maßgabe, sie 
als Material weiter in den Gremi-
en zu diskutieren. 

Mit den Anträgen beschlossen  
die Delegierten zugleich das Pro-
gramm der Bereiche Sozialpoli-
tik, der Frauen- und der Jugend-
politik.  veo

Hans-Otto Umlandt

Bruno Hartwig Jutta König

Fabian Müller-Zetzsche Sarah Dehn

Liebe Mitglieder,
auf der ordentlichen Bun-

desverbandstagung am 10. 
und 11. November 2023 ha-
ben die Delegierten über eine 
Anpassung der Mitgliedsbei-
träge entschieden. Diese gilt 
ab 1. Januar 2024 wie folgt:

• Der Einzelmitgliedsbei-
trag beträgt künftig monat-
lich 7,90 Euro.

• Der Partnermitgliedsbei-
trag wurde um 1,10 Euro auf 
monatlich 11,50 Euro erhöht.

• Der Familienbeitrag bleibt 
mit 11,50 Euro stabil. 

Beitragsanpassung zum 1. Januar 2024
Die Erhöhung bleibt unter der 

2015 vorgesehenen Anpassung. 
Trotzdem ist die Mehrheitsent-
scheidung allen Beteiligten 
schwergefallen. Wir im SoVD 
wissen, dass für viele Mitglieder 
jeder Cent zählt!

Vier Jahre lang haben wir trotz 
wirtschaftlicher Beeinträch-
tigungen auf eine Anpassung 
verzichtet. Inflation und gestie-
gene Nebenkosten, etwa in den 
Bereichen Miete, Energie oder 
Porto, machen aber inzwischen 
auch den Beratungsstellen zu 
schaffen. 

Abstriche bei unserer kompe-
tenten Beratung in sozialrechtli-
chen Fragen oder gar Schließun-
gen von Anlaufstellen können 
noch weniger im Sinne unserer 
Mitglieder sein. Ihnen wollen 
wir weiterhin einen zuverlässi-
gen und zeitnahen Service an-
bieten. Auch die Lobbyarbeit für 
benachteiligte Menschen und 
unser politisches Engagement, 
etwa zu den Themen Rente, 
Pflege und Barrierefreiheit, sind 
in unserem Verband ein hohes 
Gut. Und auch das verursacht 
notwendige Kosten. 

Wir erhalten keine Subventio-
nen, wollen von Partei und Staat 
unabhängig bleiben und wer-
den unsere Arbeit somit weiter-
hin nahezu ausschließlich aus 
Mitgliedsbeiträgen finanzieren. 

Um die satzungsgemäßen 
Aufgaben des SoVD weiterhin 
in gewohntem Umfang zu leis-
ten, ist die Anpassung deshalb 
leider unumgänglich geworden. 

Wir bedanken uns schon 
jetzt für Ihre Solidarität. Damit 
unterstützen Sie uns, weiter-
hin anderen helfen zu können 
– Menschen, die benachteiligt 

sind, in unserer Gesellschaft 
an den Rand gedrängt wer-
den und deren Rechte nicht 
im Fokus der Politik stehen. 
Für sie wollen wir weiterhin 
da sein – und mit Ihrer Un-
terstützung schaffen wir das 
auch. 

Von den Beitragshöhen kön-
nen die Landesverbände gemäß 
Satzungsermächtigung abwei-
chen. Sofern Ihr Landesverband 
davon Gebrauch macht, werden 
Sie gesondert Nachricht erhal-
ten.
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Soziale Politik statt Populismus und Spaltung
Wir leben in einer Zeit tiefgreifender Ver-

änderungen: Um die Klimakrise zu stop-
pen, muss innerhalb einer Generation un-
ser gesamtes Wirtschaftssystem umgebaut 
werden. Digitalisierung und künstliche In-
telligenz werden unser Leben und Arbeiten 
weiter bewegen, formen, zu etwas anderem 
machen. Auch Kultur und Lebensstile blei-
ben nicht die gleichen, sind dem Wandel 
unterworfen, stagnieren nicht. Mehr Men-
schen aus anderen Weltregionen kommen 
nach Europa.

Ein Teil der Bevölkerung sieht diesen 
Wandel als Chance, unsere Gesellschaft für 
alle lebenswerter zu gestalten. Anderen ma-
chen diese Veränderungen aber auch Sorgen 
oder sogar Angst. Der Mehrheit in Deutsch-
land geht es wirtschaftlich gut. Gleichzei-
tig haben viele Menschen zu wenig Geld 
für ein gutes Leben oder sie befürchten, in 
Zukunft abgehängt zu werden. Menschen 
fühlen sich von der Politik oft nicht ernst 
genommen und übersehen. Die politischen 
Entscheider*innen haben in den letzten 
Jahren nicht immer die richtigen Prioritä-
ten gesetzt und viel zu wenig getan, um den 
sozialen Ausgleich in schwierigen Zeiten si-
cherzustellen.

Der SoVD ist die starke Stimme aller Men-
schen, die in unserer Gesellschaft nicht aus-
reichend gehört werden. Wir stehen an der 
Seite von Millionen von arbeitenden Men-
schen, bei denen das Geld an jedem Monats-
ende knapp wird. Wir stehen an der Seite der 
Alten, deren Renten nicht ausreichen. Wir 
stehen an der Seite der Menschen, die keine 
Arbeit finden oder nicht arbeiten können. 
Und wir stehen an der Seite der Menschen, 
die bei uns Schutz vor Krieg und Verfolgung 
suchen.

Wir kämpfen für eine soziale Politik, die 
niemanden zurücklässt: Für einen höheren 
Mindestlohn und Entlastungen für Gering-
verdienende. Für ein höheres Rentenni-
veau, ein anständiges Bürgergeld und eine 
gute Grundsicherung. Für mehr Rücksicht 
auf und mehr Chancen für Menschen mit 
Behinderungen oder mit gesundheitlichen 
Einschränkungen. Sowie für Hilfe und Inte-
gration für Geflüchtete. Das ist der Weg des 
SoVD.

Wir zeigen klare Kante gegen Rechts: 
In immer größeren Teilen der Gesell-
schaft werden rechtspopulistische, frem-
den- und minderheitenfeindliche Positio-
nen vertreten. Auch in der AfD, die zudem 
Rechtsextremist*innen in ihren Reihen dul-
det. Dies ist mit den Werten des SoVD un-

vereinbar. Der SoVD wird sich nie an der „Nor-
malisierung“ solcher Positionen beteiligen. Für 
Hass, Hetze und Antisemitismus ist im SoVD 
kein Platz.

Rechtsextremisten, Populisten und Spalter 
missbrauchen die Nöte und Sorgen der Men-
schen in unserem Land für Stimmungsmache. 
Sie spielen Geringverdienende, Rentner*innen, 
Arbeitslose und Geflüchtete gegeneinander aus. 
Sie säen Neid und Hass, machen Menschen zu 
Sündenböcken und tun so, als gäbe es auf die 
Veränderungen in unserer Gesellschaft ganz 
einfache Antworten. Der SoVD stellt sich ent-
schieden gegen diese Feinde unserer Demokra-
tie.

Rechtsextremisten, Populisten und Spaltern 
geht es nur vordergründig um die Menschen. 
Es geht ihnen um Macht und eigene Interessen. 
Wer ihre Programme liest oder in die Länder 
schaut, in denen sie regieren, der sieht: Sie ha-
ben keine Antworten auf die Probleme. Sie sor-
gen nicht für gute Löhne oder höhere Renten. 
Sie zerstören den Sozialstaat und die Demokra-
tie. Wer sie wählt, schadet sich selbst.

Rechtsextremisten und Populisten gefährden 
unseren Wohlstand. Deutschland ist wie kaum 
ein anderes Land vom Export abhängig, sowie 
wirtschaftlich auf Weltoffenheit und Fachkräf-
te aus anderen Ländern angewiesen. Rechtspo-
pulismus ist deshalb auch ein Standortrisiko, 
treibt Unternehmen ins Ausland und gefährdet 
damit Arbeitsplätze und unsere sozialen Si-
cherungssysteme. Zudem brauchen wir in der 
Pflege und in den sozialen Berufen die Zuwan-
derung von Arbeitskräften, die sich hier sicher 
und willkommen fühlen müssen.

Es gibt auf die Veränderungen und Probleme 
in unserer Gesellschaft keine einfachen Ant-
worten. Mehr Gerechtigkeit, Fairness und Si-
cherheit für alle müssen mühsam erkämpft und 
ausgehandelt werden. Das geht nur in einem of-
fenen und freiheitlichen demokratischen Sys-
tem. Soziale Gerechtigkeit braucht eine starke 
Demokratie.

Politiker*innen aller demokratischen Partei-
en tragen eine gemeinsame Verantwortung für 
unsere Werte, unsere Freiheit, unser politisches 
System und unseren Sozialstaat. Sie müssen die 
Herausforderungen unserer Zeit und die damit 
verbundenen notwendigen Veränderungen bes-
ser erklären. Sie müssen eine ehrliche und offe-
ne Debatte über den besten Weg in die Zukunft 
führen, statt auf den kurzfristigen parteipoliti-
schen Vorteil zu schauen.

Die aktuelle Regierungskoalition und ihre 
Vorgänger haben die soziale Spaltung in unse-
rem Land größer werden lassen. Die Unterstüt-
zung für Menschen mit kleinen Einkommen in 

Resolution der 23. Bundesverbandstagung des SoVD

den Krisen der letzten Jahre war zu langsam 
und nicht ausreichend. Die Entlastung für 
Rentner*innen kam zu spät, ein Inflations-
ausgleich für Rentner*innen, Geringverdie-
nende und Erwerbslose fehlt immer noch. 
Die Politik muss jetzt mehr soziale Sicher-
heit schaffen und dafür sorgen, dass Woh-
nen, Heizen, Mobilität und vieles mehr für 
alle bezahlbar bleibt. Wir brauchen ein hö-
heres Rentenniveau, eine gerechte Gesund-
heitsversorgung, eine Vollversicherung in 
der Pflege und eine tatsächlich armutsfeste 
Grundsicherung.

Die stärksten Schultern müssen jetzt mehr 
tragen: Es gibt immer mehr Superreiche in 
unserem Land. Es gibt viele Menschen, de-
ren Einkommen und Vermögen in den letz-
ten Jahren überproportional gestiegen ist. Im 
Gegensatz dazu erleben wir einen Staat, der 
nur unzureichend in der Lage ist, notwendi-
gen Verpflichtungen nachzukommen. Und 
wir erleben, dass immer mehr Menschen in 
Armut geraten. Die Politik muss jetzt dafür 
sorgen, dass die wirtschaftlich starken Grup-
pen mehr dazu beitragen, die Veränderungen 
zu bewältigen. Wir brauchen einen höheren 
Spitzensteuersatz bei der Einkommensteuer 
und eine Reichensteuer auf große Vermö-
gen. Manche Unternehmen, darunter große 
Mineralölkonzerne, fahren Rekordgewinne 
in Zeiten ein, in denen gestiegene Energie-
kosten Verbraucher*innen das Leben schwer 
machen und der Staatshaushalt durch Ent-
lastungsmaßnahmen strapaziert wird. Rei-
ne Krisengewinne gehen auf Kosten der All-
gemeinheit. Wir sind deshalb auch für eine 
Übergewinnsteuer, wie sie in einigen euro-
päischen Nachbarstaaten bereits eingeführt 
wurde.

Solidarität und Zusammenhalt sind der 
einzige Weg, die Herausforderungen un-
serer Zeit zu bewältigen. Wir rufen unsere 
Mitglieder und unsere Mitstreiter*innen au-
ßerhalb des SoVD auf:

• Mischt euch ein und kämpft mit uns für 
einen starken Sozialstaat und eine gerech-
tere Politik!

• Seid solidarisch mit allen, die in unserer 
Gesellschaft zu kurz kommen, und lasst 
euch, wenn ihr selbst Benachteiligung und 
Ausgrenzung erfahren habt, nicht gegen-
einander ausspielen!

• Geht wählen und wählt demokratische 
Parteien, die echte Lösungen für Proble-
me anbieten!

Mit der Resolution „Soziale Poltitik statt Populismus und Spaltung“ bekennt sich der SoVD klar zu seinen Werten der Solidarität und Humanität sowie zu seinem Einsatz 
für einen demokratischen Rechtsstaat. Der Verband setzt gleichzeitig ein klares Zeichen gegen gegen Rechtsextremismus und -populismus. Die Resolution finden Sie zum 
Download unter www.sovd.de direkt auf der Startseite.



Deutschland soll bis 2045 kli-
maneutral sein. Darüber besteht 
in Politik, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft ein breiter Konsens. 
Gleichzeitig ist nicht jede Art von 
Klimaschutz auch sozial gerecht. 
Denn klimapolitische Maßnah-
men wirken sich direkt und in-
direkt auf die Einkommens- und 
Vermögensverteilung aus. Und 
deutsche Haushalte haben ganz 
unterschiedliche Voraussetzun-
gen, um klimapolitische Maß-
nahmen zu realisieren. 

Klimamaßnahmen lösen bei 
vielen Existenzängste aus

So geht es in der Klimapolitik 
längst nicht mehr allein um das 
„Ob“, sondern um das „Wie“. Die 
meisten Menschen in Deutsch-
land wünschen sich zwar ein 
klimaneutrales Leben, die aktu-
ellen Klimaschutzmaßnahmen 
lösen bei vielen jedoch exis-
tenzielle Ängste aus: die Angst, 
die Miete nicht mehr bezahlen 
zu können, die Sorge, sich nach-
haltige und gesunde Lebens-
mittel nicht leisten zu können, 
die Furcht, Mobilität auf dem 

Land zu verlieren, weil das kli-
mafreundliche Fahrzeug zu viel 
kostet, und die Angst um den Ar-
beitsplatz, weil man den mit der 
Mobilitätswende einhergehen-
den Anforderungsprofilen nicht 
gewachsen sein könnte. Erklär-
tes Ziel des Sozial-Klimarates 
ist deshalb eine Klimapolitik, 
die allen Menschen, unabhängig 
von Einkommen, Vermögen oder 
Wohnort, ermöglicht, klimaneu-
tral zu leben. Dazu möchte der 
Sozial-Klimarat die sozialen 
Fragen der Klimapolitik greifbar 
machen und Lösungsansätze er-
arbeiten mit der Überzeugung: 
Gut gemachte Klimapolitik und 
soziale Gerechtigkeit müssen 
keine Gegensätze sein. 

SoVD setzt sich für sozial
gerechte Klimapolitik ein

Auch der SoVD setzt sich seit 
Langem für eine sozial gerech-
te Klimawende ein, an der auch 
ärmere Haushalte teilhaben 
können. „Wir werden darüber 
aus unterschiedlichen Funk-
tionen heraus, aber vor allem 
auf Augenhöhe diskutieren“,  

begrüßte SoVD-Präsident Al-
fred Bornhalm zu Veranstal-
tungsbeginn Vertreter*innen 
unterschiedlicher Parteien, aus 
Gewerkschaften, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft sowie 
von Sozial- und Wohlfahrts-
verbänden. Durch Kontakt des 
Verbandspräsidenten zum Or-
ganisator Thomas Losse-Müller, 
Fraktionsvorsitzender der SPD 
in Schleswig-Holstein, war der 
Impuls zur aktiven Teilnahme 
des SoVD an der ersten Sozial-
Klimarat-Runde entstanden.

Der Staat muss den Rahmen
für Teilhabe schaffen

Auf dem Podium machte 
SoVD-Vorstandsvorsitzende En-
gelmeier wenig später deutlich: 
„Der Staat muss dafür sorgen, 
dass alle Menschen an einem 
sozial-ökologischen Leben teil-
haben können, und er muss da-
für auch die Rahmenbedingun-
gen schaffen.“

Sie benannte hierzu konkrete 
Beispiele: „Viele unserer Mitglie-
der haben nicht die Mittel, um 
klimaneutral umzubauen. Und 
wenn sie zur Miete wohnen, be-
fürchten sie, dass sie die vom 
Vermieter später umgelegten 
Kosten für Klimaschutzmaß-
nahmen nicht stemmen kön-
nen.“ Das am Anfang schlecht 
gemachte Heizungsgesetz habe 
viele Ängste geschürt, so En-
gelmeier. „Wir brauchen mehr 
sozial-ökologische Allianzen.“ 

Ganze Industrien müssen
umgerüstet werden

An der lebhaften Gesprächs-
runde nahmen auch Brigitte 
Knopf (Mercator Research In-
stitute on Global Commons 
and Climate Change), Annika 
Rittmann (Fridays for Future) 
und Bettina Kohlrausch (Hans-

Böckler-Stiftung) als Podiums-
gäste teil. 

Die Frage, wie man Klima-
ziele finanziere, sei Dreh- und 
Angelpunkt, stellte Brigitte 
Knopf heraus. „Hier sehen wir 
häufig Schieflagen, wir müssen 
integrierter denken.“ Im Klima-
schutzgesetz stehe, dass bei den 
Maßnahmen auch die klima-
ökologischen Folgen betrachtet 
werden müssten. „Das haben wir 
bislang nicht ausreichend ge-
tan.“ Bettina Kohlrausch wies 
darauf hin, dass es nicht allein 
um persönliche Teilhabe gehe. 
„Es müssen ganze Industrien 
umgerüstet werden. Die Um-
qualifikation verlangt Arbeit-
nehmenden viel ab.“ In dieser 
Zeit eine Migrationsdebatte 
statt einer Verteilungsdebatte 
zu führen, sei ein großer Fehler, 
so Kohlrausch.

Sich unbequemen 
systemischen Fragen stellen

Annika Rittmann erklärte, ei-
nes der wichtigsten Bündnisse 
in Sachen Klimaschutz führe Fri-
days für Future derzeit mit der 
Gewerkschaft ver.di. „Menschen 
müssen besser bezahlt werden, 
damit sie den Klimawandel be-
zahlen können. Und auch junge 
Menschen müssen in gute Ar-

Wie sieht eine sozial gerechte Klimapolitik aus? Diese Frage stand im Mittelpunkt der ersten 
Tagung des Sozial-Klimarates, bei der auch der SoVD aktiv vertreten war. Als Podiumsgast nahm 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier an einer von Publizist Michel Friedman moderier-
ten Talkrunde teil. 

Allen ermöglichen, klimaneutral zu leben
SoVD diskutiert beim Sozial-Klimarat über die Voraussetzungen einer sozial gerechten Klimapolitik 
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Sie ist Rentnerin und mit Karl 
ver heiratet. Beide haben ihr 
 ganzes  Leben lang gearbeitet und 
 bekommen gemeinsam eine Rente 
in Höhe von 2.700 Euro netto.

Sie haben immer gut gespart und 
jetzt 14.000 Euro auf dem Konto und 
bekommen trotzdem keinen Kredit, 
wegen ihres Alters.

Das Ehepaar lebt in einem un-
sanierten Einfamilienhaus, das es 
mit viel Eigenarbeit gebaut hat.

Nach aktuellem Stand plant die 
Stadt den Bau eines Wärmenetzes
in ihrer Straße.

Sie haben keine Möglichkeit, auf ihr 
Auto zu verzichten, weil der ÖPNV 
nicht ausreichend ausgebaut ist, 
aber sie fahren gar nicht mehr viel. 

IM EIGENTUM MIETE 
BEI PRIVAT

MIETE BEI WOHNUNGS-
UNTERNEHMEN

MAGDA 
MEYER

72 JAHRE
AUS TRÖBNITZ IN THÜRINGEN

< 15.000 € >

< 1.100 € > 3.900 €

©�21StaatskunstHaushaltsbeispiele machten klar, was Klimamaßnahmen für Men-
schen mit unterschiedlichem Einkommen konkret bedeuten.

beit.“ Es sei wichtig, sich – so wie 
eben in der Veranstaltung des 
Sozial-Klimarates – „den unbe-
quemen, systemischen Fragen 
zu stellen und diese auch trans-
parent zu machen“.

Arbeitshypothesen in
Workshops diskutiert

Im Anschluss an die Podiums-
runde sprachen die Parteivor-
sitzenden von SPD und Grünen, 
Lars Klingbeil und Ricarda Lang, 
über die politischen Herausfor-
derungen der Transformation. 
Danach ging es auf der Basis 
verschiedener Arbeitshypothe-
sen in mehrere Workshops. 

Bei bei der zweiten Tagung 
des Sozial-Klimarates wird der 
SoVD erneut dabei sein.  „Da wol-
len wir weiter mitarbeiten und 
auch in Zukunft die Interessen 
unserer Mitglieder entschieden 
vertreten“, so Michaela Engel-
meier. „Wir sagen: Es darf nicht 
mehr nur darum gehen, über 
den Einzelnen durch Regeln 
und Verbote zu motivieren, um 
das Klimaziel zu erreichen. Der 
Staat ist in der Verantwortung, 
seinen Bürger*innen zu vermit-
teln: ‚Mach dir keine Sorgen, wir 
kümmern uns darum, dass unser 
Land klimaneutral wird.‘“

 Veronica Sina

Diskutierten soziale Fragen der Klimawende, v. li.: Michaela Engelmeier (SoVD-Vorstandsvorsitzende), An-
nika Rittmann (Fridays for Future), Michel Friedman (Moderator und Publizist), Bettina Kohlrausch (Hans- 
Böckler-Stiftung) und Brigitte Knopf (Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change).

Der noch bis Jahresende amtierende SoVD-Präsident Alfred Born-
halm begrüßte die Teilnehmenden des Sozial-Klimarates. 

Die erste Tagung des Sozial-Kimarates fand reges Interesse. Nach 
einer mit großer Aufmerksamkeit verfolgten Podiumsdiskussion ging 
der Austausch der Teilnehmenden im Rahmen von Workshops weiter.  

Fotos: Wolfgang Borrs
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FELIX 
FRAHM

79 JAHRE
AUS EUSKIRCHEN IN NORDRHEIN-WESTFALEN

Rentner, der als Lagerist 
 gearbeitet hat.

Mit dem Zuschlag aus der 
Grundrente und dem  Wohngeld 
kommt er auf 1.300 Euro netto.

Felix wohnt in einer 
2- Zimmer-Wohnung eines 
Wohnungsunternehmens. 

Das Wohnungsbauunternehmen 
plant die Wohnung bald klima-
neutral zu machen. Ein Anstieg 
der Kaltmiete wäre Stand heute 
für Felix nicht fi nanzierbar.

In seinem Stadtteil fahren 
nur wenige Busse.

IM EIGENTUM MIETE 
BEI PRIVAT

MIETE BEI WOHNUNGS-
UNTERNEHMEN

< 15.000 € >

< 1.100 € > 3.900 €

©�21Staatskunst

Grafiken: 21Staatskunst
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Zu wenig Hilfe für arme Kinder
Der Weg zur Einführung einer Kindergrundsicherung, die armen Familien wirklich hilft, ist schwer.   

Ob sie wirklich 2025 starten kann, ist wegen des Verwaltungsaufwandes noch unklar und das zur 
Verfügung gestellte Budget von 2,4 Milliarden Euro wird nicht ausreichen, um effektive Verbesse-
rungen zu erreichen und Kinderarmut in Deutschland zu bekämpfen. 

Die Regierungsparteien ha-
ben sich auf die Einführung der 
Kindergrundsicherung geeinigt. 
Damit soll ein wichtiges sozi-
alpolitisches Versprechen aus 
dem Koalitionsvertrag einge-
löst werden. Nachdem es rund 
um das Projekt viel Streit gab, 
zeichnet sich ab, dass auch 
die konkrete Umsetzung nicht 
reibungslos ablaufen und die 
neue Leistung zudem deutlich 
weniger konkrete Verbesserun-
gen für arme Familien enthal-
ten wird als ursprünglich vom 
SoVD erhofft. 

Der nun vorliegende Ge-
setzesentwurf enttäuscht die 
an die Kindergrundsicherung 
gestellten Erwartungen. Nach 
den derzeitigen Planungen be-
kämpft sie Kinderarmut nicht 
effektiv und stellt keine Chan-
cengerechtigkeit her. Da es vor-
erst auch keine automatisierte 
Auszahlung durch eine zustän-
dige Stelle geben wird, bleibt 
der bürokratische Aufwand für 
viele Familien absehbar beste-
hen. 

Höhe der Unterstützung
steigt kaum

Die geplante Kindergrundsi-
cherung setzt sich aus mehre-
ren Komponenten zusammen. 
Diese sind der neu eingeführte 
„Kindergarantiebetrag“ analog 
zum aktuellen Kindergeld, der 
Kinderzusatzbetrag, der sich zu-
sammensetzt aus den altersge-
staffelten Regelbedarfen nach 
dem Sozialgesetzbuch (SGB)  
XII und einem pauschalierten 
monatlichen Bedarf des Kindes 
für Unterkunft und Heizung, so-
wie Leistungen für Bildung und 
Teilhabe. Kindergarantie- und 
Kinderzusatzbetrag sind unter 
bestimmten Voraussetzungen 
bis zum 25. Lebensjahr bezieh-
bar.

Die Höhe der Kindergrund-
sicherung wird nach Einschät-
zung des SoVD weiterhin zu 
niedrig sein, um Armut zu ver-
hindern. Denn die beschlossene 
„Neudefinition“ des kindlichen 
Existenzminimums passt le-
diglich einige Verteilerschlüs-
sel bei der Berechnung der 
Regelbedarfe an. Generelle 
Leistungsverbesserungen über 
alle Altersgruppen hinweg sind 
nicht vorgesehen.

Schon eine halbe Milliarde 
Euro ist für den Verwaltungs-
aufwand eingeplant, 1,88 Mil-
liarden Euro bleiben dann zur 
Auszahlung an Familien. Die 
Bundesagentur für Arbeit, kon-
kret der künftige „Familien-

service“, soll den Großteil der 
Kindergrundsicherung admi-
nistrieren und ist die Haupt-
anlaufstelle für Familien. Für 
Mehr- oder Sonderbedarfe bei 
Grundsicherungsbeziehenden 
sind aber weiter Jobcenter und 
Sozialamt zuständig. Der SoVD 
kritisiert diese Trennung. Seiner 
Meinung nach müssen gerade 
Familien in komplexen Lebens-
lagen entlastet werden, indem 
sie wissen: Für ihr Kind wird al-
les an einer Stelle geregelt. 

Ein „Kindergrundsicherungs-
Check“ soll Berechtigte über 
ihnen zustehende Leistungen 
informieren, eine automatische 
Auszahlung folgt daraus jedoch 
nicht. Die Familien müssen wei-
ter Anträge stellen.

Verschlechterungen 
zurückgenommen

Positiv bewertet der SoVD je-
doch, dass das nicht zur eigenen 
Absicherung benötigte Kindes- 
und Elterneinkommen künftig 
nur noch zu 45 Prozent auf die 
Leistungen des Zusatzbetrages 
des Kindes angerechnet wer-

den darf, statt wie aktuell im 
Bürgergeld 80 bis 100 Prozent. 
Wie vom SoVD gefordert pro-
fitieren auch Alleinerziehende 
von der geplanten Regelung, 
sofern die Unterhaltsleistungen 
500 Euro nicht übersteigen. 

Der SoVD begrüßt auch Ver-
änderungen im Gesetzentwurf 
gegenüber dem Referenten-
entwurf. Neu ist, dass Menschen 
mit Behinderungen und ihren 
Familien keine Nachteile aus 
dem Bezug der Kindergrund-
sicherung entstehen sollen. 
Eltern von Kindern mit Behin-
derungen können auch über 
deren 18. Lebensjahr hinaus 
Kindergeld beziehen, ohne dass 
es beim Kind bedarfsmindernd 
angerechnet wird. 

Impulse zum Ausbau der 
sozialen Infrastruktur fehlen

Insgesamt fehlen aus Sicht  
des SoVD im Gesetzentwurf An-
sätze zur Stärkung der sozialen 
Infrastruktur. Der Entwurf gibt 
keine Antworten zum nötigen 
Ausbau etwa der Ganztagsbe-
treuung in Schulen und Kitas. 
Dies ist umso enttäuschender, 
da der Entwurf vor allem darauf 
abzielt, Kinderarmut durch eine 
steigende Erwerbstätigkeit bei 
Eltern zu reduzieren. 

Für den Verband ist zudem 
nicht nachvollziehbar, warum 
die Kindergrundsicherung nicht 
für Kinder gelten soll, deren 
Familien Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
erhalten. Der SoVD tritt dieser 
Zwei-Klassen-Gesellschaft ent-
schieden entgegen und fordert 
Nachbesserungen.

Die komplette Stellungnah-
me des SoVD zum Gesetzent-
wurf ist online abrufbar unter 
www.sovd.de im Menü „Politik“ 
und dort unter „Stellungnah-
men“. Sebastian Triesch

SoVD vom aktuellen Gesetzentwurf zur Kindergrundsicherung enttäuscht 

Verschließt die Regierung die Augen vor Kinderarmut? Der Gesetz-
entwurf zur Kindergrundsicherung lässt viele Probleme ungelöst. 

Foto: triocean / Adobe Stock

Birgit Kömpel ist die neue 
Vorsitzende des SoVD-Landes-
verbandes Hessen. Die 55-jäh-
rige Hessin ist Vorsitzende der 
SPD im Unterbezirk Fulda. Von 
2013 bis 2017 saß sie für die 
SPD im Bundestag und gehörte 
den ständigen Ausschüssen für 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend sowie für Verkehr und 
digitale Infrastruktur an.

Hartmut Marx begeht am 27. 
Dezember seinen 80. Geburtstag. 
Von 2007 bis April 2023 war er 
Vorsitzender des SoVD Baden-
Württemberg. Im Bundesverband 
gehörte er bis zur Bundesver-
bandstagung dem Finanzaus-
schuss und dem Bundesvorstand 
an. Von 2003 bis 2007 war er 
Bundesrevisor und von 2007 bis 
2011 Schriftführer des SoVD. 

Personalien

Der SoVD vermisst Ansätze für 
eine bessere Kinderbetreuung. 

Foto: PoppyPix / Adobe Stock 

Ein Richterspruch aus Karlsruhe erschüttert die Politik: Mitten 
in den abschließenden Beratungen für den Bundeshaushalt 2024 
erklärte das Bundesverfassungsgericht, dass die Umwidmung von 
60 Milliarden Euro an nicht benötigten Corona-Hilfen zugunsten 
der Klima- und Industriepolitik gegen die Schuldenbremse im 
Grundgesetz verstößt und damit verfassungswidrig ist. 

Vorgesehen war, mit dem Geld aus dem Klima- und Transforma-
tionsfonds Projekte für einen klimafreundlichen Umbau von Wirt-
schaft und Gesellschaft zu finanzieren – unter anderem Subventio-
nen für die Industrie, Hilfen für den Austausch alter Gasheizungen 
und das in Aussicht gestellte Klimageld für die Bevölkerung. Ob 
diese Vorhaben nun umgesetzt werden können, ist unklar. Um sie 
zu verwirklichen, müssen Einsparungen an anderer Stelle vorge-
nommen oder die Einnahmen des Staates erhöht werden. 

SoVD: Starke Schultern können mehr tragen
Wie von Kritiker*innen der Schuldenbremse häufig befürchtet, 

entpuppt diese sich nun wirklich als Investitionsbremse und ge-
fährdet die Entwicklung des Landes. Als Reaktion auf das Urteil 
plant die Regierung, die Schuldenbremse aufgrund einer Notlage 
für dieses Jahr auszusetzen. Der SoVD fordert, dies in Anbetracht 
der Zukunftsaufgaben auch für den nächsten Haushalt so zu hand-
haben. Klar ist für den Verband außerdem, dass die Einnahmesitu-
ation des Staates verbessert werden müsse. Es gehe um „die Frage, 
wie diejenigen, die viel haben, sich finanziell besser an der Krisen-
bewältigung beteiligen können. Zum Beispiel durch eine krisen-
bedingte Übergewinnsteuer oder die Wiedereinführung der Ver-
mögenssteuer. Denn für uns ist ganz klar: Starke Schultern können 
und müssen mehr Last tragen“, so die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier.

Brief an Parteivorsitzende und Haushaltspolitiker*innen
Der SoVD sieht mit Sorge, dass nun weitere Einsparungen im 

sozialen Bereich drohen. Gemeinsam mit anderen Organisationen 
wandte sich der Verband schon vor dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts in einem offenen Brief an die Vorsitzenden und 
Mitglieder des Haushaltsausschusses im Bundestag aus den de-
mokratischen Parteien. Darin fordern die Unterzeichnenden eine 
gerechtere Finanz- und Steuerpolitik, die die staatliche Handlungs-
fähigkeit und Demokratie stärkt und in die Zukunft investiert.  str

Sparzwang bedroht
sozialen Zusammenhalt

SoVD plädiert für Aussetzen der Schuldenbremse

Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts stehen der 
Regierung für 2024 und die folgenden Jahre 60 Milliarden Euro 
weniger zur Verfügung. Der SoVD fordert ein Ende der Schulden-
bremse, um die Zukunftsaufgaben finanzieren zu können. 
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Inflationsausgleich nicht für alle
In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zei-

tung beziehen. Es handelt sich um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen wider-
spiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion  
& digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Zur Titelgeschichte der 
November-Ausgabe „Inflati-
onsausgleich auf die Renten!“ 
schreibt SoVD-Mitglied Bern-
ward Pungert aus Uelzen: 

Der Tenor des Artikels ist gut 
und richtig, aber etwas Wich-
tiges fehlt. [...] Beamten-Pen-
sionäre und deren Verwitwete 
haben schon einen einmaligen 
Inflationsausgleich über mehre-
re hundert Euro erhalten und sie 

bekommen seitdem sogar auch 
zusätzlich einen erheblichen mo-
natlichen Inflationsausgleich im 
dreistelligen Bereich.  [...] Über 
mehrere hundert Euro mehr im 
Monat würde auch ich mich freu-
en. Pensionäre werden ja auch 
über Steuern bezahlt.

Mitglied Stephan Neubauer 
aus Rendsburg merkt dazu an: 

Inflationsausgleich auf die 

Renten ist ja nicht schlecht, aber 
es bringt nichts, wenn es auf die 
Grundsicherung angerechnet 
bzw. wieder abgezogen wird. [...]

Die „Angst vor Klinik“ (Seite 
7, Oktober-Ausgabe) kennt die 
Hamburgerin Brigitte Thoms 
aus eigenem Erleben: 

Ich kann gut verstehen, dass 
es viele Leute gibt, die Angst vor 
dem Krankenhaus haben. Meine 
Mutter ist 2021 89 Jahre alt ge-
wesen, als sie ins Krankenhaus 
gehen musste. [...] Sie lag gemüt-
lich [...] im Zimmer [...], als ver-
mummte, weiß angezogene Leute 
ins Krankenzimmer stürmten und 
meinten, dass meine Mutter Coro-
na hätte, was nicht der Wahrheit 
entsprach. Sie nahmen meine 
Mutter aus dem Krankenzimmer 
und brachten sie in eine zugi-
ge Besenkammer, ohne Bad und 
jeglichen Komfort. [...] Sie hat 
gefroren und gehungert. [...] Sie 
sollte was unterschreiben, ohne 
die Brille dabei zu haben [...].  Sie 
konnte das Schriftstück nicht mal 
lesen, aber sie musste es unter-
schreiben [...]. Ich bin am siebten 
Tag [...] ins Krankenhaus gefah-
ren und habe sie daraus befreit.

Briefe an die Redaktion

Pensionär*innen können sich freuen: Sie sollen eine beträchliche 
Geldsumme als Inflationsausgleich erhalten.

Foto: hedgehog94 / Adobe Stock

Anerkennung für ihre hervorragende Leistung erhielten mit 
Blue Julia Klare und Max Kropa zwei ehemalige Auszubildende  
des BBW Stendal. Die Industrie- und Handelskammer Magdeburg 
zeichnete sie bei einem Festakt in der Johanniskirche als Berufs-
beste des aktuellen Abschlussjahres aus. Von den insgesamt 2.498 
Auszubildenden, die ihre Prüfung bestanden haben, wurden neben 
den beiden Absolventen des BBW Stendal noch 66 weitere beste 
Prüfungsabsolvent*innen beglückwünscht.

Im Rahmen einer Aktionswoche setzt sich die Bundesagentur 
für Arbeit (BA) für Inklusion ein. Nach eigener Aussage sieht die 
BA in dem Potenzial von Menschen mit Behinderungen eine große 
Chance, den akuten Arbeits- und Fachkräftemangel zu überwin-
den. Um dieses Ziel zu erreichen, erhielten Unternehmen vielfäl-
tige Unterstützung. Ihrer gesetzlichen Pflicht zur Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen kämen nach Angaben der Behörde 
derzeit fast 40 Prozent der Betriebe nach. Zur traurigen Realität 
gehört allerdings auch, dass die Quote der sich verweigernden 
Firmen laut BA bei 26 Prozent liegt. Das bedeutet, dass jedes 
vierte hierzu gesetzlich verpflichtete Unternehmen aktuell keine 
schwerbehinderten Menschen beschäftigt. jos

Abschluss mit Bestnote

Inklusion bringt weiter

BBW Stendal freut sich über Auszeichnung

Internationaler Tag der Menschen mit Behinderungen

Das Berufsbildungswerk (BBW) Stendal macht Jugendliche fit für 
den Arbeitsmarkt. Die Industrie- und Handelskammer Magdeburg 
zeichnete jetzt zwei ehemalige Auszubildende des BBW Stendal 
als Berufsbeste des Abschlussjahres 2023 aus.

Auch in diesem Jahr steht der 3. Dezember ganz im Zeichen des 
Internationalen Tages der Menschen mit Behinderungen. Unter 
dem Motto „Inklusion bringt weiter“ wollen aus diesem Anlass die 
Arbeitsagenturen für das wichtige Thema sensibilisieren.

Bei einer Festveranstaltung in der Johanniskirche in Magdeburg 
wurden Auszubildende mit besonders guten Abschlüssen geehrt. 

Trotz vieler Verbesserungen ist der Zugang zum Arbeitsmarkt für 
Menschen mit Behinderungen noch immer reich an Barrieren.

Foto: BBW Stendal

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Gewalt ist keine „Privatsache“
Zum Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen Ende November machten sich verschiedene 

Organisationen und Initiativen für Betroffene stark. So forderte unter anderem der SoVD eine 
Umsetzung der Istanbul-Konvention und den Ausbau von Plätzen in Frauenhäusern.

Was Gewalt im häuslichen 
Bereich angeht, sieht SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier dringenden Hand-
lungsbedarf. Trotz einer erschre-
ckend hohen Zahl bekannter 

Fälle und einer vermutlich 
ebenfalls hohen Dunkelziffer 
mangelt es etwa an freien Un-
terkünften in Frauenhäusern. 
Engelmeier erklärte: „Es besteht 
die Gefahr, dass Frauen mit ih-

ren Kindern vor der Wahl stehen, 
zum Täter zurückzukehren oder 
Obdachlosigkeit zu riskieren.“

Anna Sophie Herken ist eine 
der Initiatorinnen der Bewegung 
„#DieNächste“, die sich gegen 
häusliche Gewalt engagiert. Im 
Namen von mehr als 75 Orga-
nisationen übergab Herken im 
November ein Manifest an Bun-
desfrauenministerin Lisa Paus 
(Bündnis 90 / Die Grünen). Darin 
fordern die Unterzeichnenden 
unter anderem eine verbindliche 
Rechtssicherheit für betroffene 
Frauen. Paus versprach, ein ge-
plantes Gewalthilfegesetz noch 
in dieser Legislatur umzusetzen. 
Die Kosten hierfür würden Ende 
des Jahres vorliegen. Nähere 
Details nannte die Ministerin 
jedoch nicht. jos

Brauchen Sie selbst oder eine 
Ihnen bekannte Person Rat? Dann 
wenden Sie sich anonym an das 
Hilfetelefon unter Tel.: 11 60 16.

SoVD und Initiative fordern Schutz, Hilfe und Beratung für betroffene Frauen

Wenn sich bei Streit und Lärm aus der Nachbarwohnung niemand 
einmischt, bleiben die Opfer der Gewalt im Privaten ausgeliefert.

Foto: pololia / Adobe Stock
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SoVD veröffentlicht Ungerechtigkeiten
Ende November hat der SoVD in Niedersachsen sein aktuelles „Schwarzbuch sozial“ mit den größten Ungerechtigkeiten aus seinem Beratungsalltag vorgestellt:  

Da leidet eine Frau an einer schweren neuroimmunologischen Erkrankung (ME / CFS), geht auf zwei gesunden Beinen in die Reha und kommt im Rollstuhl wieder heraus. 
Da muss ein Sohn Sozialhilfe für seine Eltern beantragen, weil die Kosten im Pflegeheim exorbitant gestiegen sind. Da muss eine Ausbilderin fünf Jahre um ein Hörgerät 
kämpfen, das sie dringend für ihren Job benötigt. Vielen dieser Fälle liegen ungerechte Gesetze, wirtschaftliche Erwägungen und oft auch mangelndes Fingerspitzenge-
fühl zugrunde. Deshalb stellt der SoVD ganz konkrete Forderungen an Behörden, Ämter und die Politik.

Niedersachsen

Foto: Elin Schweiger

Auf einer Pressekonferenz im Niedersächsischen Landtag stellten Dirk Swinke, Vorstandsvorsit-
zender des SoVD in Niedersachsen (links), und Bernhard Sackarendt, Verbandsratsvorsitzender, das 
„Schwarzbuch sozial“ vor.

Foto: zinkevych / Adobe Stock

Für ihren anspruchsvollen Arbeitsalltag benötigt eine Ausbilderin ein zuzahlungspflichtiges Hörgerät, 
um ihren Beruf weiter ausüben zu können. Doch erst nach einem jahrelangen Rechtsstreit und einem 
Berufungsverfahren vor dem Landessozialgericht werden die Kosten der Versorgung übernommen.

Foto: Peter Lüdtke

Ein Rollstuhlfahrer kann die 
gelbe Mülltonne nicht zur Abho-
lung an die Straße stellen. Das 
zuständige Abfallunternehmen 
bietet keine Lösung an.

Foto: Budimir Jevtic / Adobe Stock

Obwohl ein schwerkranker Rentner kaum noch laufen kann und 
einen Rollstuhl benötigt, verweigert ihm die Pflegekasse die 
notwendige Unterstützung. Sieben Jahre dauert es, bis der ihm 
zustehende Pflegegrad 3 in einem Klageverfahren schließlich an-
erkannt wird.

Die mehr als 20 Fälle im neu-
en „Schwarzbuch sozial“ des 
SoVD in Niedersachsen zeigen 
sehr eindrücklich: Recht haben 
und recht bekommen sind lei-
der sehr oft zwei unterschiedli-
che Paar Schuhe. Gerade Ältere, 
Kranke, Pflegebedürftige und 
Menschen mit geringem Ein-
kommen sind von falschen und 
ungerechten Entscheidungen 
von Ämtern, Behörden, Kran-
ken- und Pflegekassen betrof-
fen. „Viele Menschen, die zu uns 
kommen, sind verzweifelt, über-
fordert und wissen häufig nicht, 
wie sie ihren Alltag noch stem-
men sollen“, erläutert Bernhard 
Sackarendt, Verbandsratsvor-
sitzender des SoVD in Nieder-
sachsen. Die derzeitigen Preis-
steigerungen würden die Lage 
zusätzlich verschärfen.

Pflegesystem muss grundle-
gend reformiert werden

Eine große Verunsicherung 
zeigt sich laut SoVD insbeson-
dere im Bereich Pflege. Hier hat 
sich die Anzahl der Verfahren in 
der Beratung mehr als verdop-
pelt. „Das betrifft insbesondere 
das Thema Einstufung in einen 
Pflegegrad. Seit Jahren gibt es 
immer wieder Probleme bei der 
Begutachtung durch den Me-
dizinischen Dienst“, berichtet 
Sackarendt. Dies habe sich noch 
einmal deutlich verschärft. 

„Außerdem kommen immer 
mehr Menschen zu uns, weil 
sie nicht mehr wissen, wie sie 
den hohen Eigenanteil für ihren 
Platz im Pflegeheim noch zah-
len sollen“, so der Vorsitzende 
weiter. Gerade in den vergan-
genen Monaten seien diese 
Kosten rasant gestiegen. „Lang-
fristig muss unser Pflegesystem 
auf komplett neue Füße gestellt 
werden. Kurzfristig kann die 
Landesregierung aber schnell 
Abhilfe schaffen und die Inves-
titionskosten übernehmen“, for-
dert Sackarendt. Diese machten 
immerhin etwa ein Fünftel des 
Eigenanteils aus. „Damit wäre 
den Pflegebedürftigen schon 
sehr geholfen und sie müssten 
nicht mehr Sozialhilfe bean-
tragen, obwohl sie ihr ganzes 
Leben lang gearbeitet haben“, 
macht er deutlich.

Mehr politischer Einsatz 
gegen Armut nötig

Mit dem „Schwarzbuch sozi-
al“ will Niedersachsens größter 
Sozialverband vor allem bei der 

Politik den Finger in die Wunde 
legen. „Wir nutzen das Schwarz-
buch dazu, um deutlich zu ma-
chen, welche negativen Kon-
sequenzen zahlreiche Gesetze 
für Menschen haben, denen es 
ohnehin schon nicht gut geht“, 
ergänzt Dirk Swinke, Vorstands-
vorsitzender des SoVD in Nie-
dersachsen.

Durch die Inflation und die 
enormen Preissteigerungen 
der vergangenen Jahre seien 
noch mehr Menschen finanziell 
stark belastet. „Das gilt gerade 
für Bezieher*innen von Bür-
gergeld, Wohngeld und Grund-
sicherung“, erläutert Swinke.  
Sie hätten zusätzliche Kosten 
von ihren ohnehin schon ge-
ringen Regelsätzen stemmen 
müssen. Das zeigten auch die 
SoVD-Zahlen deutlich: Die 
Berater*innen haben im Be-
reich der Grundsicherung rund 
35 Prozent mehr Verfahren ge-
führt als im Jahr zuvor. Beim 
Wohngeld hat sich die Zahl so-
gar mehr als verdoppelt.

„Um weiter steigende Armut 
zu verhindern, müssen die Re-
gelsätze stärker erhöht werden, 
die für Januar geplanten An-
hebungen reichen bei Weitem 
nicht“, betont der Vorstands-
vorsitzende. Auch die Kinder-
grundsicherung sei ihren Na-
men nicht wert: „Das ist nichts 
Halbes und nichts Ganzes. In 
der derzeitigen Ausrichtung 
wird sie Kinderarmut nicht ver-
hindern.“

SoVD erstreitet 53 Millio-
nen Euro für Mitglieder

Insgesamt vertritt der SoVD 
in Niedersachsen die Interessen 
von rund 280.000 Menschen in 
den Bereichen Rente, Pflege, 
Behinderung, Gesundheit, Bür-
gergeld und Patientenverfü-
gung / Vorsorgevollmacht. Und 
das mit Erfolg: Im vergangenen 
Jahr hat der Verband rund 53 
Millionen Euro an einmaligen 
Nachzahlungen für seine Mit-
glieder erstritten. Das sind circa 
15 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Auch die Zahl der geführten 
Verfahren ist um etwa 13 Pro-
zent gestiegen.

Publikation online lesen
Das „Schwarzbuch sozial“ ist 

im Internet unter www.sovd-
nds.de im Bereich Service / 
Flyer und Broschüren oder direkt 
unter https://bit.ly/3RbXUOy  
abrufbar.            sj
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Stark besuchte Messe „InVita“
Die Bremer Messe „InVita – fit und aktiv im Alter“, die für viele Senior*innen aus Bremen, Bremer-

haven und dem Umland inzwischen ein fester Termin ist, war in diesem Jahr wieder einmal bestens 
besucht. Sie fand am 6. und 7. September statt, integriert in die Verbrauchermesse „HanseLife“.

Auf der „InVita“ stand die 
Generation 60 plus im Vorder-
grund. Die Messe präsentierte 
Themen, die interessant sind, 
um die zweite Lebenshälfte ge-
sund, genussvoll und selbstbe-
stimmt verbringen zu können. 

Rund 80 Aussteller*innen so-
wie ein umfassendes Rahmen-

programm boten Anregungen, 
Informationen und Lösungsan-
sätze.

„Wir haben wieder viele in-
teressante Gespräche geführt“, 
berichtete SoVD-Landesge-
schäftsführerin Diana Male-
schewski, die am Stand des 
Landesverbandes Bremen zahl-
reiche Besucher*innen begrü-
ßen konnte.

Auch der 1. Landesvorsit-
zende und SoVD-Vizepräsident 
Joachim Wittrien zeigte sich 
nach den beiden Tagen sehr 
zufrieden: „Die Messe war so 
gut besucht wie eh und je. Co-
rona wird uns zwar noch länger 
begleiten, aber die akute Sorge 
vor einer Ansteckung ist vorerst 
vorbei.“

Er bedankte sich bei den 
Standbesetzungen aus Ehren- 
und Hauptamt für ihr Enga-
gement: „Wir haben die Gäste 
wieder umfassend über die Leis-
tungen unseres Sozialverbands 
informieren können“, so Wittri-
en. „Gerade in der heutigen Zeit 
ist es wichtig, präsent zu sein 

und fundierte Informationen 
statt Meinungen anzubieten!“

Der Stand war unter anderem 
besetzt mit Semra Kilic, die in 
der Buchhaltung tätig ist, Elena 
Weimer vom Empfang, Annette 
Leenheer aus der Rechtsabtei-
lung sowie Werkstudent Julius 
Treffurth.

Für den SoVD geworben und Menschen informiert: Landesverband mit Stand dabei

Nachruf
Ende September verstarb unser langjähriger Sprecher der 

Revisoren des Ortsverbandes Leherheide, des Kreisverbandes 
Bremerhaven und des Landesverbandes Bremen,

Jürgen Sandmann.

Wir trauern um einen fach-
lich versierten und verant-
wortungsbewussten Men-
schen, der unsere Arbeit seit 
Jahren bereichert hat. Er war 
als Sprecher der Revisoren in 
allen Gliederungen des Lan-
desverbandes Bremen tätig. 
Ende letzten Jahres wurde 
er für seine 40-jährige Mit-
gliedschaft und 25 Jahre eh-
renamtliche Tätigkeit geehrt. 
Bei der Landesverbandsta-
gung im Mai wurde er erneut 
zum Revisor gewählt und intern als Sprecher der Revisoren 
bestätigt. Wir haben Jürgen Sandmann als herzlichen Men-
schen schätzen gelernt, der stets als Revisor ein scharfes Auge 
bewiesen hat. 

Der Kreis- und Landesverband sowie die Vorstände sind Jür-
gen Sandmann zu großem Dank verpflichtet. Wir werden ihn 
spürbar vermissen. Unser aufrichtiges Mitgefühl gilt seiner 
Familie.

Karl-Otto Harms,  
Vorsitzender des Kreisverbandes Bremerhaven

Joachim Wittrien,  
Vorsitzender des Landesverbandes Bremen

Jürgen Sandmann

Jeden zurückgelegten Kilo-
meter honorierten Sponsoren 
mit 50 Cent. Der Erlös kommt 
wohnortnahen Sport- und Be-

wegungsangeboten für krebs-
kranke Menschen zugute. 

Der Landesverband war mit 
ehren- und hauptamtlichen 

Akteur*innen angetreten. „Wir 
sind als Gruppe bei bestem Wet-
ter am Marcusbrunnen im Bür-
gerpark gestartet und haben zu 
Fuß eine große Runde gedreht“, 
berichtete Landesgeschäftsfüh-
rerin Diana Maleschewski be-
geistert. „Es war eine tolle At-
mosphäre. Im Bürgerpark waren 
sehr viele Menschen unterwegs. 
Von Jung bis Alt waren alle auf 
den Beinen. Wir haben viele 
Bekannte getroffen, uns ausge-
tauscht – es war insgesamt eine 
sehr harmonische Sache.“

Etwas ruhiger ging es bei 
Annette Leenheer, hauptamt-
liche Mitarbeiterin im Landes-
verband, zu. Sie absolvierte 
eine lange Radtour im Umland: 
Bollen, Kirchweyhe, Leeste 
und zurück. Auch ihre Kollegin 
Yvonne Breitbarth hatte sich 
mit ihrem Lebensgefährten Mi-
chael Weber auf den Drahtesel 

geschwungen und in Bremen-
Nord Strecke gemacht.

Insgesamt rund 200 Kilo-
meter kamen zusammen, eine 
beachtliche Leistung! Der 1. 
Vorsitzende und SoVD-Vizeprä-
sident Joachim Wittrien dankte 

Zum bereits 23. Mal fand Mitte September die jährliche Benefizveranstaltung „Lauf zur Venus“ der 
Bremer Krebsgesellschaft statt. Sportbegeisterte konnten per pedes, mit dem Fahrrad oder zu Wasser 
teilnehmen. Dabei machten wie jedes Mal auch viele aus dem SoVD Bremen mit.

Rund 200 Kilometer für einen guten Zweck
Venuslauf der Bremer Krebsgesellschaft lockte bei bestem Wetter wieder Ehren- und Hauptamt des SoVD ins Grüne

allen Beteiligten für das große 
Engagement. „Der Venuslauf 
macht doch jedes Jahr wieder 
gute Laune“, so Wittrien, „man 
ist in Bewegung, trifft nette 
Leute und setzt sich noch dazu 
für einen guten Zweck ein!“

Im Bürgerpark dabei, v. li.: Landesschriftführerin Edith Wittrien, 
1. Vorsitzender und SoVD-Vizepräsident Joachim Wittrien, Landes-
schatzmeister Klaus Möhle, Landesgeschäftsführerin Diana Male-
schewski und Landesfrauenausschussmitglied Liane Gransberger. 

Sozialberaterin Yvonne Breit-
barth und ihr Partner Michael 
Weber waren per Rad unterwegs.

Soziales mit Schönem verbin-
den: Das Bremer Umland ist 
immer einen Abstecher wert.

Semra Kilic und Elena Weimer 
(v. li.) am Stand des Landesver-
bandes.

Annette Leenheer und Julius 
Treffurth bildeten ein weiteres 
Messe-Team.

Landesverband
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Hier finden Sie Kontaktadressen und Ansprechpartner*innen des 
SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprechstun-
de zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle!

Landesverband / Landesrechtsabteilung /  
Kreisverband Bremen / Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen, Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006,  

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Sozialrechtsberatung

Kreisverband Bremen
Ortsverband Bremen-Süd

Jeden dritten Dienstag im Monat, 15 Uhr: Klönschnack bei „Star-
ke Bäcker“, Pappelstraße 89, 28199 Bremen.

Ortsverband Gröpelingen
15. November, 10 Uhr: Mitgliedertreffen mit Frühstück im „Kul-

tur vor Ort“, Liegnitzstraße 63, 28237 Bremen, Anmeldung bis eine 
Woche vorher bei Marianne Stelzenmüller, Tel.: 0421 / 70 90 73 80, 
oder Guido Wilharm, Tel.: 0421 / 38 00 803, zwischen 19 und 20 Uhr.

Der Ortsverband sucht noch eine*n Schatzmeister*in und eine*n 
1. Vorsitzende*n! Fragen zu den Ämtern beantworten gerne Mari-
anne Stelzenmüller oder Guido Wilharm, Rufnummern siehe oben.

Kreisverband Bremen-Nord 
Ortsverband Blumenthal-Farge

15. November, 14.30 Uhr: Mitgliedertreffen im Lokal „Zum Grü-
nen Jäger“ in der Farger Straße 100, 28777 Bremen.

Ortsverband Lesum
13. November, 16.30 Uhr: Gesamtvorstandssitzung / Mitglieder-

treffen im „Lesumer Hof“, Oberreihe 8, 28717 Bremen.
Vorschau: 15. Dezember, 15.30 Uhr: Mitgliederversammlung mit 

Jahresabschlussfeier im „Lesumer Hof“, bitte anmelden bei Rein-
hard Röpke, Tel.: 04209 / 98 67 482.

Ortsverband Vegesack
23. November, 15 Uhr: Mitgliedertreffen im Gustav-Heinemann-

Bürgerhaus Vegesack, Raum E 03, Kirchheide 49, 28757 Bremen, 
Anmeldung erbeten bei Hans-Jürgen Berger, Tel.: 0421 / 60 07 315.

 Vorschau: 2. Dezember, 15 Uhr: Mitgliederversammlung mit Jah-
resabschlussfeier im Lokal „Zum Alois“, Breite Straße 12, 28757 Bre-
men-Vegesack. Anmeldung bis zum 18. November bei H.-J. Berger.

Kreisverband Bremerhaven
Ortsverband Bremerhaven Nord-Süd

14. November, 14.30 Uhr: Mitgliedertreffen mit Jubilarehrungen 
im Altbürgerhaus Lehe, Neuelandstraße 48, 27576 Bremerhaven.

Ortsverband Geestemünde
10. November, 14.30 Uhr: Mitgliedertreffen mit Infoveranstal-

tung im Ernst-Barlach-Haus, Am Holzhafen 8, 27570 Bremerhaven, 
Anmeldung bei Karin Michaelsen unter Tel.: 0471 / 55 222 oder per 
E-Mail an: k.michaelsen@nord-com.net erbeten.

Ortsverband Leherheide
10. November, 15 Uhr: Mitgliedertreffen mit Infoveranstaltung 

in der Lukaskirchengemeinde, Louise-Schröder-Straße 1, 27578 
Bremerhaven. 

Termine

Allen Mitgliedern, die im November ihren Geburtstag feiern, gra-
tuliert der SoVD Bremen herzlich. Er wünscht ihnen für das neue 
Lebensjahr alles Gute, vor allem Gesundheit und Wohlergehen. 

Allen Mitgliedern, die derzeit erkrankt sind, wünschen wir eine 
baldige Genesung.

Glückwünsche

www.sovd-hb.de

Foto: Ulrich Müller / Adobe Stock

Ortsverbände unterstützen Neues bequem per E-Mail Kooperationen im Norden

Spannende 
Aufgaben im 
Ehrenamt

Monatlicher 
Newsletter des 
SoVD Bremen

Viele Vorteile 
mit der  
Mitgliedskarte

Sie möchten sich ehrenamt-
lich engagieren und suchen 
eine Aufgabe? Zur Unterstüt-
zung seiner Ortsverbände, die 
nicht nur die kulturellen Ange-
bote für ihre Mitglieder organi-
sieren, sucht der SoVD Bremen 
Interessierte, die neue Kontak-
te knüpfen und etwas aus ihrer 
freien Zeit machen wollen.

Wenn Sie sich angesprochen 
fühlen, eine neue Herausforde-
rung suchen und gern Näheres 
erfahren möchten, wenden Sie 
sich bitte an Ihre zuständige 
Kreisgeschäftsstelle! Über Ih-
ren Anruf freuen sich:
• Kreisverbände Bremen 

und Bremen-Nord, Tel.: 
0421 / 16 38 490,

• Kreisverband Bremerhaven, 
Tel.: 0471 / 28 006.

Mitglieder, die einmal im 
Monat (außer zur Sommeraus-
gabe der Verbandszeitung) den 
Newsletter des SoVD Bremen 
mit Berichten, Veranstaltungs-
terminen, Tipps und Tricks er-
halten möchten, bittet der Lan-
desverband um eine E-Mail an: 
newsletter@sovd-hb.de.

Von Vergnügen bis Vorsorge: 
Die SoVD-Mitgliedskarte bietet 
Ermäßigungen bei vielen Ko-
operationspartnern, auch regi-
onal in Bremen und Bremerha-
ven. Mehr auf der Internetseite 
des SoVD Bremen, www.sovd-
hb.de, im Menü „Gemeinschaft“ 
unter „Kooperationen“.

Stabswechsel beim Paritätischen
Er war über 30 Jahre lang beim Paritätischen in Bremen tätig, zuletzt als hauptamtlicher Vorstand 

des Wohlfahrtsverbandes – zum 31. Juli schied Wolfgang Luz altersbedingt aus und gab am 1. Au-
gust den Stab weiter an Birgitt Pfeiffer, SPD-Sozialexpertin in der Bremer Bürgerschaft und zuvor 
Geschäftsführerin der Freiwilligen-Agentur Bremen.

Feierlich in den Ruhestand 
verabschiedet wurde Luz in der 
„Bel Etage“, in Bremen bekannt 
als ein Lokal mit grandiosem 
Blick über die Brillkreuzung. 

Unter den mehr als 200 gela-
denen Gästen waren viele ehe-
malige Weggefährt*innen, auch 
aus befreundeten Institutionen. 
Dazu gehört schon lange eben-
falls der SoVD. 

Für den Landesverband Bre-
men übermittelte der 1. Vorsit-
zende und SoVD-Vizepräsident 
Joachim Wittrien an Wolfgang 
Luz die besten Wünsche für 
einen „erfüllten Unruhestand“ 
und an Birgitt Pfeiffer viel Er-
folg als frisch ernannte Chefin 
des Paritätischen Bremen.

Bei der Veranstaltung traf 
Wittrien neben dem scheiden-
den, nun ehemaligen Vorstand 
Luz und der neuen Vorständin 
Pfeiffer aber auch viele weite-
re Gäste. Darunter waren etwa 
Sahhanim Görgü-Philipp, die 
Bürgerschafts-Vizepräsidentin, 
Sofia Leonidakis, die Frakti-
onsvorsitzende der Linken in 
der Bremer Bürgerschaft, und 
Dr. Hermann Schulte-Sasse, 
Verbandsratsvorsitzender beim 
Paritätischen Bremen. 

Und austauschen konnte 
Wittrien sich ebenfalls mit Dr. 
Ulrich Schneider, dem Haupt-
geschäftsführer des Paritäti-
schen Gesamtverbandes mit 
Sitz in Berlin.

Wolfgang Luz übergab an Birgitt Pfeiffer: SoVD zu Gast beim befreundeten Verband

V. li.: Sofia Leonidakis (Die Linke), Birgitt Pfeiffer, Dr. Hermann 
Schulte-Sasse und Wolfgang Luz (alle: Der Paritätische), Sahhanim 
Görgü-Philipp (Bürgerschaft) sowie Joachim Wittrien (SoVD).

Joachim Wittrien (Mitte) mit Dr. Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts-
führer des Paritätischen Gesamtverbandes, und Wolfgang Luz (re.).
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Sparen bei Langzeitarbeitslosen
Nun ist die Katze aus dem Sack: Die Träger der Projekte für AGH-Maßnahmen wurden im September 

darüber informiert, welche Projekte dem Rotstift zum Opfer fallen – und mit ihnen die Menschen, die 
so dringend Hilfe und Unterstützung benötigen, um im Arbeitsleben wieder dauerhaft Fuß zu fassen.

Vor drei Jahren rettete der 
SoVD Hamburg das Sozialkauf-
haus Cappello vor dem Aus, weil 
viele Menschen rund um den 
Osdorfer Born – und inzwischen 
darüber hinaus – auf so ein An-
gebot angewiesen sind. Nun 
stehen drei andere Sozialkauf-
häuser auf der Streichliste des 
Jobcenters Hamburg, das den 
Etat für sogenannte „Arbeits-
gelegenheiten“ (AGH) für das 
kommende Jahr drastisch kürzt. 
Auch Stadtteilcafés, Schreibser-
vices sowie Kreativ-, Natur- und 
Repair-Werkstätten sind von 
den Kürzungen um die Hälfte 
der rund 1.600 Plätze betroffen.

Klaus Wicher, Landeschef 
des SoVD Hamburg, reagierte 
entsetzt auf die Ankündigung 
des Jobcenters, zum 1. Februar 
2024 insgesamt 38 AGH-Pro-
jekte streichen zu wollen: „Dies 
bedeutet für 800 Langzeitar-
beitslose den Verlust von Ta-
gesstruktur und einer Aufgabe, 
die vielen von ihnen dabei hilft, 
irgendwann wieder ins regulä-
re Berufsleben zurückzufinden.“ 
Die Entlassung aus den Ein-
Euro-Jobmaßnahmen bedeute 
Kündigung, Abwertung und 
Ausschluss von Teilhabe. 

Projekte entlassen Leute, 
kein Konzept für Betroffene

Anforderungen innerhalb von 
Weiterqualifizierungsmaßnah-
men könnten Langzeitarbeits-
lose oft gar nicht erfüllen. „Wo 
bleibt die Strategie für diese 
Menschen?“, fragt Wicher. 

Nicola Pantelias, Geschäfts-
führende Vorständin bei KoALA 
e. V., musste schon drastische 
Sparmaßnahmen einleiten: 
„Neun Kolleg*innen in den AGH-
Projekten werden keine Ver-
tragsverlängerung erhalten und 
müssen das Unternehmen zum 

31. Januar 2024 verlassen. Au-
ßerdem mussten wir zwei wei-
teren Kolleg*innen kündigen, 
und wir versuchen, langfristige 
Mietverträge mit einem Ver-
gleich abzustoßen.“ Planungssi-
cherheit sieht anders aus. 

Dass 800 Teilnehmende in 
AGH-Maßnahmen bald wieder 
ohne Perspektive zu Hause sit-
zen und auf der Strecke bleiben, 
nimmt sie mit; ebenso, dass sie 
ihren engagierten Kolleg*innen 
kündigen muss. „Soziale Arbeit 
wird viel zu häufig in Projekten 
organisiert, die grundsätzlich 
wenig Geld zur Verfügung haben, 
dann von jetzt auf gleich gestri-
chen werden oder die Förderung 
läuft nach zwei oder drei Jahren 
aus“, erklärt Pantelias. „Das zeigt 
doch schon den Stellenwert, den 
soziale Arbeit mit Menschen in 
Arbeitslosigkeit in Deutschland 
hat – nämlich kaum einen.“ 

Wicher ergänzt: „Die Kürzun-
gen des Bundes im Bereich des 
sozialen Arbeitsmarktes sind an 
sich schon völlig unverständ-
lich angesichts der Tatsache, 
dass wir uns in Krisenzeiten mit 

Kürzungen ohne Not – Strategie für soziale Projekte und die Menschen fehlt

gleichbleibend hoher oder so-
gar noch steigender Erwerbslo-
sigkeit befinden und das anzu-
strebende Ziel lautet, Menschen 
wieder in Arbeit zu bringen.“ 

Soziale Schieflage kann  
politische Folgen haben

Dass Bundesfinanzminister 
Christian Lindner keine ausge-
prägte soziale Ader hat, stellte 
er aus SoVD-Sicht schon mehr-
fach unter Beweis – zuletzt in 
der Diskussion um die notwen-
dige Kindergrundsicherung.

„Ein gefährliches Spiel“, 
mahnt Wicher. „Wir werden nicht 
müde, daran zu erinnern, wel-
che Folgen es politisch haben 
kann, wenn Deutschland mehr 
und mehr in eine soziale Schief-
lage gerät. Ein Sozialstaat, der 
diejenigen fallen lässt, die Hil-
fe am dringendsten benötigen, 
ist kein Sozialstaat.“ Besonders 
problematisch findet er, dass 
Hamburg die Vorgaben ohne 
Einschränkungen und reelle Al-
ternativangebote umsetzt. „Das 
ist auch seitens der Stadt ein 
sozialer Offenbarungseid.“

Mit Hamburg1-Moderatorin Monika Zöllner sprach SoVD-
Landeschef Klaus Wicher in der Sendung „Nachgefragt“ über 
die Folgen der AGH-Streichungen. Zudem war Thema, warum 
viele in der Stadt von Altersarmut bedroht sind. Hören Sie 
rein beim Talk unter: www.sovd-hh.de/news-service/aktuelles.

Talk übers AGH-Sparen
Klaus Wicher bei „Nachgefragt“ (Hamburg1) mit Monika Zöllner.

Screenshot: SoVD Hamburgwww.sovd-hh.de

Per QR-Code direkt zur Website.

Liebe Mitglieder, Freunde 
und Freundinnen des SoVD,

Hamburg muss sparen: Bundes-
finanzminister Christian Lindner 
fordert allein vom Jobcenter Ein-
sparungen in Höhe von 15 Mil-
lionen Euro. Der Löwenanteil, elf 
Millionen, soll bei Arbeitsgelegen-
heiten (AGH) für Langzeitarbeits-
lose abgebaut werden. Mit den 
Langzeitarbeitslosen, die bisher 
in Sozialkaufhäusern, Sozialcafés 
und Suppenküchen wieder an den 
Arbeitsalltag herangeführt werden, fallen diejenigen hinten runter, die 
auf die Angebote der betroffenen Projekte angewiesen sind. Und von den 
Menschen, die mit viel Engagement bei den Trägern an der Umsetzung 
und Durchführung gearbeitet haben, verlieren viele bald ihre Jobs. 

Hier werden einmal mehr bewährte Strukturen im sozialen Bereich 
zerstört und Menschen mit dringendem Unterstützungsbedarf einfach 
abgehängt, zu einer nicht mehr finanzierbaren Last oder gar zum hoff-
nungslosen Fall erklärt. Dabei sind diese Menschen Teil unserer Ge-
sellschaft. Sie gehören dazu. Sie sind im Leben vielleicht einmal falsch 
abgebogen oder hatten nicht dieselben Startchancen. Sie haben oft 
nicht die Kraft, sich gegenüber Behörden und Mitarbeitenden gerade-
zumachen oder zum Beispiel eine Weiterbildung – in diesen Bereich 
soll künftig mehr Geld fließen – anzufangen. Aber gerade deshalb 
brauchen wir Maßnahmen, die die Menschen dort abholen, wo sie ste-
hen, um sie wieder zu integrieren und zu befähigen, für sich zu sorgen. 

Die zunehmende Resignation, die wir in unseren Beratungen spüren, 
kann ich gut nachvollziehen. Wir versuchen, wieder Mut zu machen, 
und fordern, dass hohe Einkommen und Vermögen stärker besteuert 
werden. Diese Menschen müssen mehr zum Gemeinwesen beitragen.

Ein weiteres großes Problem, das wir derzeit sehen, ist die Situation 
in den Hamburger Behörden selbst. Es fehlt an Personal, die Arbeits-
bedingungen sind belastend. Die Leidtragenden sind Bürger*innen, 
die dringend darauf angewiesen sind, dass Ämter und Gerichte zügig 
arbeiten. Auch hier muss der Senat dringend gegensteuern. 

Helfen Sie uns dabei, laut zu sein und soziale Missstände anzupran-
gern – jetzt Mitglied werden!

 Ihr Klaus Wicher, Landesvorsitzender

Klaus Wicher

Ansichten

Langzeitarbeitslose Menschen haben kaum Teilhabechancen in der 
Gesellschaft und sind oft einsam.

Foto: Freepik

Foto: JFL Photography / Adobe Stock

Landesverband
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Der SoVD Hamburg bietet Rat und Unterstützung in sozialrechtli-
chen Fragen. Nehmen Sie Kontakt auf, ob unter Tel.: 040 / 611 60 70 
oder per E-Mail an: info@sovd-hh.de, oder kommen Sie vorbei!
• SoVD-Beratungszentrum Barmbek in der Landesgeschäftsstelle

Pestalozzistraße 38, 22305 Hamburg, Tel.: 040 / 611 60 70, Fax: 
040 / 611 60 750, Öffnungszeiten: Mo–Mi 9–16 Uhr, Do 9–18 Uhr 
und Fr 9–14 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Harburg

Mieterverein, Hölertwiete 2, 21073 Hamburg, Beratung zum Ren-
tenantrag nach Terminvereinbarung. Öffnungszeit: Di 9–12 Uhr. 
• SoVD-Beratungszentrum Altona

Mieterverein, Neue Große Bergstraße 9 (Haspa-Haus), 22767 
Hamburg, Öffnungszeiten: Di und Do 9–12 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum  Eidelstedt

Kulturhaus Eidelstedt, Alte Elbgaustraße 12, 22523 Hamburg, 
Öffnungszeit: Mi 9–12 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Bergedorf

DGB-Gewerkschaftszentrum, Serrahnstraße 1, 21029 Hamburg, 
Öffnungszeit: Fr 10–12 Uhr.

Sozialrechtsberatung

Foto: rcfotostock / Adobe Stock

In der neuen Folge berichtet 
Regina Bachner aus ihrem All-
tag. Sie leitet das SoVD-Sozial-
kaufhaus Cappello am Osdorfer 
Born. Seit zehn Jahren versorgt 
Cappello bedürftige Menschen 
vor Ort zum kleinen Preis mit 
gut erhaltenen Waren aus zwei-
ter Hand: Ob Winterjacken, Bü-
cher, Spielzeug oder Kochtöpfe 
– besonders unter Familien, Al-
leinerziehenden, Senior*innen 
und Studierenden wächst der 
Bedarf.

Hören Sie rein unter: www.
sovd-hh.de/news-service/sovd-
podcast! Dort finden Sie auch 
alle bisherigen Sendungen zum 
Nachhören oder Nachlesen.

Alltag im Sozialkaufhaus
Podcast des SoVD Hamburg – Reinhören lohnt sich!

Einmal im Monat diskutiert SoVD-Landeschef Klaus Wicher mit 
Gästen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Praxis drängende 
soziale Fragen und Problemlagen. 

Altersfreundliche Stadt werden
Gerade für die Stadtstaaten wird der zahlenmäßige Anstieg von Bürger*innen ab 67 Jahren und älter 

in den nächsten Jahren eine Herausforderung darstellen. Höchste Zeit also, sich mit den notwendigen 
Strukturen für eine sogenannte „Altersfreundliche Stadt“ zu befassen, meint der SoVD Hamburg.

Schon 2007 startete die World 
Health Organization (WHO) 
das Projekt „Altersfreundliche 
Städte“ (Age-friendly cities), um 
Gesundheit und Teilhabe älte-
rer Menschen zu fördern. Welt-
weit schlossen sich schon über 
1.300 Städte und Gemeinden 
an. Hamburg ist dabei, wie im 
Regierungsprogramm verein-
bart, das Demografiekonzept 
Hamburg 2030 (aus 2014) und 
den dazugehörigen Bericht (aus 
2019) zu einem Aktionsplan für 
eine Age-friendly City gemäß 
WHO weiterzuentwickeln. 

Wie genau Hamburg alters-
freundlich gestaltet sein kann, 
diskutierte der Ausschuss für 
Gleichstellung und Antidis-
kriminierung im September 
mit Vertretenden von Institu-
tionen und Verbänden, die in 
den Bereichen Barrierefreiheit, 
Senior*innen, Demografie und 
Alter tätig sind. Auch der SoVD 
Hamburg war dabei. Landes-
chef Klaus Wicher zeigte bei der 

Expert*innenanhörung auf, wo 
es aus SoVD-Sicht noch hakt und 
welche Schritte wichtig sind. 

Ein Thema, das Wicher auf den 
Nägeln brennt, ist die Schaffung 
von Quartierszentren mit haupt-
amtlichen Mitarbeitenden und 
Ehrenamt für eine integrierte Al-

tenhilfe sowie mit altersgerech-
ten Angeboten. „Wir müssen ver-
hindern, dass ältere Menschen 
in Großstädten vereinsamen“, 
erklärte er. „Das gelingt aber nur, 
wenn wir die Menschen auch er-
reichen. Dafür braucht es nied-
rigschwellige Angebote im ver-
trauten Umfeld.“ Hausbesuche 
und Senior*innentreffs können 
etwa als Bestandteil der Quar-
tierzentren gute Arbeit leisten. 

Darüber hinaus plädierte Wi-
cher dafür, für bedürftige Ältere 
über eine Teilhabekarte einen 
kostenlosen Zugang zu städ-
tischen Kultur-, Freizeit- und 
Sportangeboten zu schaffen. 
Um sie nutzen zu können, müs-
sen die Menschen aber auch 
mobil sein – zu bezahlbaren 
Preisen. Auch im Bereich Digi-
talisierung dürften ältere Men-
schen nicht abgehängt werden. 
Hier brauche es Schulungen für 
Senior*innen – egal, welchen 
Alters – und für viele auch fi-
nanzielle Unterstützung.

Demografischer Wandel: SoVD Hamburg bei Expert*innen-Anhörung im Rathaus

Anhörung im Ausschuss: Klaus 
Wicher vor dem Sitzungssaal.

Foto: Susanne Rahlf / SoVD Hamburg

Cappello-Chefin Regina Bachner 
gibt Einblick in ihre Arbeit.

Foto: Susanne Rahlf / SoVD Hamburg

Personalnot in der Verwaltung
Ob Bezirksämter, Sozialbehörde, Finanzbehörde oder Sozialgericht – in der Hamburger Verwaltung 

fehlt es an allen Ecken und Enden an Personal. Ausbaden müssen das die Bürger*innen, die dringend 
darauf angewiesen sind, dass Ämter und Gerichte zügig arbeiten.

Die Zahl der Überlastungs-
anzeigen spricht Bände: Mehr 
als 430 Meldungen kamen in 
diesem Jahr schon aus den Be-
hörden. Mit einer Überlastungs-
anzeige machen Mitarbeitende 
auf personengefährdende Situ-
ationen aufmerksam und ent-
lasten sich auch bei etwaigen 
Haftungsansprüchen. Allein im 
Bezirksamt Mitte wurden schon 
131 Fälle angezeigt. Beim Kran-
kenstand liegen die Bezirksäm-
ter Mitte, Wandsbek und Altona 
auf den ersten drei Plätzen, 
danach folgt die Sozialbehör-
de. Das zeigte die Antwort des 
Senates auf eine Kleine Anfra-
ge der Linken in der Hamburger 
Bürgerschaft im September. 

„Offensichtlich sind die Bedin-
gungen in Behörden besonders 
belastend, weil Kolleg*innen 
fehlen, sich die Arbeit stapelt 
und Mobbing nicht konsequent 
verfolgt wird. Solche Zustän-
de schrecken potenzielle neue 
Mitarbeitende ab“, weiß SoVD-
Landesvorsitzender Klaus Wi-
cher. Für ihn ist klar: „Das Pro-
blem ist hausgemacht.“ Neben 
Arbeitsbedingungen, die zum 
Burnout führen, sind Abläufe in 
Behörden oft kompliziert, die 

Work-Life-Balance fehlt und 
die Bezahlung kommt nicht im 
Ansatz an die freie Wirtschaft 
heran. „Wenn die Stadt nicht 
ganz erheblich bei den Gehäl-
tern nachjustiert und die Arbeit 
in Behörden nicht attrakti-
ver macht, 
dann 

stehen wir in absehbarer Zeit 
vor einem Kollaps der Verwal-
tung“, mahnt er. 

Darunter leiden vor allem 
Hamburger*innen mit gerin-
gen Einkommen, die davon 
abhängig sind, dass die Sozi-
al- und Grundsicherungsämter 

zuverlässig arbeiten sowie be-
raten. Auch an anderer Stelle 
geraten sie ins Hintertreffen. 
„Aus unserer Sozialrechtsbe-
ratung wissen wir, dass Ver-
fahren derzeit anderthalb bis 
zwei Jahre dauern können“, 
so Wicher. „Die Gerichte ha-
ben Richter*innen eingestellt, 
aber es fehlt auch an nicht- 
richterlichem Personal. Wenn 
es um Hilfsmittel, Pflegegrade, 
Renten oder Jobcenter-Leistun-
gen geht, können die Menschen 
nicht so lange warten.“

Der SoVD fordert vom Senat 
sofort ein Konzept, das deutlich 
macht, dass die Stadt das Pro-
blem ernst nimmt. Erfolgreich 
hatte der Verband sich stark-
gemacht für mehr Personal zur 
Umsetzung des neuen Wohn-
geldgesetzes: So konnte die 
Bearbeitungsdauer von Anträ-
gen von bis zu 22 Wochen auf 
derzeit etwa 13 reduziert wer-
den; ein Anfang, wenngleich 
das noch immer viel zu lang ist. 

„Ein Job in der Verwaltung 
muss sich wieder richtig loh-
nen“, so Wicher. „Da sollte man 
ruhig mal neue Wege gehen. 
Vorlagen aus der freien Wirt-
schaft gibt es ja genug!“

Fachkräftemangel: Ämter mit schlechten Arbeitsbedingungen und Abläufen

Die Mühlen der Hamburger Ver-
waltung mahlen viel zu lang-
sam, das Personal ist überlastet.

Foto: hanslinde / pixabay 

Vorteile für Mitglieder
Alle Mitglieder im SoVD Hamburg können ihre Trumpfkarte 

ziehen und von exklusiven Vorteilen profitieren – zum Beispiel 
bei der Bestattungsvorsorge. Der Kooperationspartner GBI bie-
tet ihnen auf Leistungen wie die Übernahme von Bestattungs-
aufträgen oder Vorsorgeverträgen einen Preisnachlass von zehn 
Prozent; auch auf Trauerkränze und Blumenschmuck von der 
Goetz Dekorationsgesellschaft. Vom Rabatt ausgenommen sind 
Gebühren und Auslagen.
• GBI Großhamburger Bestattungsinstitut rV, Fuhlsbüttler Stra-

ße 735, 22337 Hamburg, www.gbi-hamburg.de;
• Goetz Dekoration, Alsterdorfer Straße 534, 22337 Hamburg, 

www.goetz-deko.de, Tel.: 040 / 50 57 00.
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Die drei dunklen Könige
von Wolfgang Borchert (1946)

Er tappte durch die dunkle 
Vorstadt. Die Häuser standen 
abgebrochen gegen den Him-
mel. Der Mond fehlte und das 
Pflaster war erschrocken über 
den späten Schritt. Dann fand 
er eine alte Planke. Da trat er 
mit dem Fuß gegen, bis eine 
Latte morsch aufseufzte und 
losbrach. Das Holz roch mürbe 
und süß. Durch die dunkle Vor-
stadt tappte er zurück. Sterne 
waren nicht da.

Als er die Tür aufmachte (sie 
weinte dabei, die Tür), sahen 
ihm die blaßblauen Augen sei-
ner Frau entgegen. Sie kamen 
aus einem müden Gesicht. Ihr 
Atem hing weiß im Zimmer, so 
kalt war es. Er beugte sein kno-
chiges Knie und brach das Holz. 
Das Holz seufzte. Dann roch es 
mürbe und süß ringsum. Er hielt 
sich ein Stück davon unter die 
Nase. Riecht beinahe wie Ku-
chen, lachte er leise. Nicht, sag-
ten die Augen der Frau, nicht 
lachen. Er schläft.

Der Mann legte das süße 
mürbe Holz in den kleinen 
Blechofen. Da glomm es auf 
und warf eine Handvoll warmes 
Licht durch das Zimmer. Die fiel 
hell auf ein winziges rundes 
Gesicht und blieb einen Augen-
blick. Das Gesicht war erst eine 
Stunde alt, aber es hatte schon 
alles, was dazugehört: Ohren, 
Nase, Mund und Augen. Die 
Augen mußten groß sein, das 
konnte man sehen, obgleich sie 
zu waren. Aber der Mund war 
offen und es pustete leise dar-
aus. Nase und Ohren waren rot. 
Er lebt, dachte die Mutter. Und 
das kleine Gesicht schlief.

Da sind noch Haferflocken, 
sagte der Mann. Ja, antwortete 
die Frau, das ist gut. Es ist kalt. 
Der Mann nahm noch von dem 
süßen weichen Holz. Nun hat 

sie ihr Kind gekriegt und muß 
frieren, dachte er. Aber er hatte 
keinen, dem er dafür die Fäus-
te ins Gesicht schlagen konnte. 
Als er die Ofentür aufmachte, 
fiel wieder eine Handvoll Licht 
über das schlafende Gesicht. 
Die Frau sagte leise: Kuck, wie 
ein Heiligenschein, siehst du? 
Heiligenschein! dachte er und 
er hatte keinen, dem er die 
Fäuste ins Gesicht schlagen 
konnte.

Dann waren welche an der 
Tür. Wir sahen das Licht, sagten 
sie, vom Fenster. Wir wollen uns 
zehn Minuten hinsetzen.

Aber wir haben ein Kind, sag-
te der Mann zu ihnen. Da sagten 
sie nichts weiter, aber sie kamen 
doch ins Zimmer, stießen Nebel 
aus den Nasen und hoben die 
Füße hoch. Wir sind ganz leise, 
flüsterten sie und hoben die 
Füße hoch. Dann fiel das Licht 
auf sie.

Drei waren es. In drei alten 
Uniformen. Einer hatte einen 
Pappkarton, einer einen Sack. 
Und der dritte hatte keine Hän-
de. Erfroren, sagte er, und hielt 
die Stümpfe hoch. Dann drehte 
er dem Mann die Manteltasche 
hin. Tabak war darin und dünnes 
Papier. Sie drehten Zigaretten. 
Aber die Frau sagte: Nicht, das 
Kind.

Da gingen die vier vor die 
Tür und ihre Zigaretten waren 
vier Punkte in der Nacht. Der 
eine hatte dicke umwickelte 
Füße. Er nahm ein Stück Holz 
aus seinem Sack. Ein Esel, sag-
te er, ich habe sieben Monate 
daran geschnitzt. Für das Kind. 
Das sagte er und gab es dem 
Mann. Was ist mit den Füßen? 
fragte der Mann. Wasser, sagte 
der Eselschnitzer, vom Hunger. 
Und der andere, der dritte? 
fragte der Mann und befühlte 

im Dunkeln den Esel. Der dritte 
zitterte in seiner Uniform: Oh, 
nichts, wisperte er, das sind nur 
die Nerven. Man hat eben zuviel 
Angst gehabt. Dann traten sie 
die Zigaretten aus und gingen 
wieder hinein.

Sie hoben die Füße hoch und 
sahen auf das kleine schlafende 
Gesicht. Der Zitternde nahm aus 
seinem Pappkarton zwei gelbe 
Bonbons und sagte dazu: Für 
die Frau sind die.

Die Frau machte die blassen 
blauen Augen weit auf, als sie 
die drei Dunklen über das Kind 
gebeugt sah. Sie fürchtete sich. 
Aber da stemmte das Kind sei-
ne Beine gegen ihre Brust und 
schrie so kräftig, daß die drei 
Dunklen die Füße aufhoben 
und zur Tür schlichen. Hier nick-
ten sie nochmal, dann stiegen 
sie in die Nacht hinein.

Der Mann sah ihnen nach. 
Sonderbare Heilige, sagte er zu 
seiner Frau. Dann machte er die 
Tür zu. Schöne Heilige sind das, 
brummte er und sah nach den 
Haferflocken. Aber er hatte kein 
Gesicht für seine Fäuste.

Aber das Kind hat geschrien, 
flüsterte die Frau, ganz stark hat 
es geschrien. Da sind sie gegan-
gen. Kuck mal, wie lebendig es 
ist, sagte sie stolz. Das Gesicht 
machte den Mund auf und 
schrie.

Weint er? fragte der Mann.
Nein, ich glaube, er lacht, ant-

wortete die Frau.
Beinahe wie Kuchen, sag-

te der Mann und roch an dem 
Holz, wie Kuchen. Ganz süß.

Heute ist ja auch Weihnach-
ten, sagte die Frau.

Ja, Weihnachten, brummte 
er und vom Ofen her fiel eine 
Handvoll Licht hell auf das klei-
ne schlafende Gesicht.

Illustration: Matthias Herrndorff
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Wohlan, bei diesem Rätsel erwarten dich Ruhm und Ehre – vorausgesetzt, du kennst dich aus in der 
Welt der Ritter. Möge dir also das Schicksal gewogen sein! Die Buchstaben hinter der richtigen Antwort 
ergeben zusammengesetzt das gesuchte Lösungswort – viel Erfolg!

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Ritter ohne Furcht und TadelDas Vampirtier und die 
Sache mit den Tomaten

Bislang kam Emmas Papa ein Hund nicht ins Haus. Das ändert 
sich eines Tages unter einer Bedingung: Das Tier muss aus dem 
Tierschutz kommen! Also adoptiert die Familie einen Straßenhund 
aus Rumänien, der irgendwo in Transsilvanien ausgesetzt wurde. 

Doch Brutus sieht irgendwie 
merkwürdig aus. Außerdem ist 
er vor allem nachts aktiv. Dann 
tauchen auch noch komische 
Löcher in den Tomaten auf und 
Brutus wird dabei erwischt, wie 
er durchs Wohnzimmer fliegt. 
Als eines Nachts Graf Dracula 
persönlich vor der Tür steht 
und seinen Hund zurückfor-
dert, ist das Chaos schließlich 
perfekt. 

Lotte Schweizer: Das Vampirtier und die Sache mit den Tomaten. 
Ungekürzte Lesung mit Katharina Thalbach. Der Audio Verlag, 2 CDs, 
ab 6 Jahren, ISBN: 978-3-7424-2868-4, 14 Euro. 

Möchtest du das Hörbuch gewinnen? Dann löse das nebenste-
hende Rätsel und schicke die Lösung mit dem Betreff „Vampirtier“ 
per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Re-
daktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. Dezember.

Alle Räder stehen still
Wer arbeitet, bekommt dafür Lohn. Wie hoch dieser ist, darüber verhandeln Arbeitgebende in der 

Regel mit den Gewerkschaften. Um die Forderungen der Beschäftigten durchzusetzen, können die 
Gewerkschaften sie dazu aufrufen, ihre Arbeit niederzulegen. Das nennt man Streik. Vor Kurzem war 
bei uns der Zugverkehr von Warnstreiks betroffen. Daran beteiligten sich viele Zugführer*innen der 
Deutschen Bahn. Für einige Zeit standen deshalb im Schienenverkehr alle Räder still.

In Deutschland wird im 
Vergleich zu anderen Län-
dern in Europa weniger häu-
fig gestreikt. Zuletzt hatte im 
November die Gewerkschaft 
Deutscher Lokführer (GDL) zu 
einem Warnstreik aufgeru-
fen. Das hatte zur Folge, dass 
zahlreiche Fernzüge und auch 
S-Bahnen nicht fuhren. Men-
schen konnten deshalb entwe-
der nicht verreisen oder kamen 
nicht wieder wie geplant nach 
Hause zurück. Betroffen waren 
auch Personen, die regelmäßig 
mit dem Zug zur Arbeit fahren.

Durch diesen Streik sollte die 
Deutsche Bahn AG als Arbeitge-
berin dazu gezwungen werden, 
die Forderungen der Gewerk-
schaft zu erfüllen. Die GDL will 
unter anderem erreichen, dass 
die Zugführer*innen in Zukunft 
mehr Geld bekommen und nicht 
mehr so lange arbeiten müssen. 
Aber darf man das eigentlich – 
streiken? 

Ja, das Streikrecht wird so-
gar durch unser Grundgesetz 
geschützt. Für einen rechtmä-
ßigen Streik müssen allerdings 
bestimmte Bedingungen erfüllt 

sein. So sollen etwa die Auswir-
kungen noch verhältnismäßig 
sein. Damit ist gemeint, dass 
nicht zu viele Unbeteiligte un-
ter den Folgen leiden dürfen. Als 
beim Streik der Lokführer*innen 
vor einigen Jahren gar keine 
Züge mehr fuhren, fanden das 
manche Menschen damals nicht 
mehr verhältnismäßig. Ein Streik 
sollte daher beim Arbeitskampf 
immer das letzte Mittel sein.

Auch nach dem Ende des 
Warnstreiks war zunächst nicht 
klar, ob sich beide Seiten auf 
eine Lösung einigen können. 
Die GDL drohte der Bahn bereits 
mit einem länger andauernden 
Streik. Bevor es dazu kommt, 
muss die Gewerkschaft jedoch 
ihre Mitglieder befragen. Diese 
entscheiden dann in einer soge-
nannten Urabstimmung, wie es 
weitergeht.

Kommt es bei der Deutschen Bahn zu einem Streik, bleiben die 
meisten Züge wohl im Bahnhof stehen.

Diese Ritter zeigen, dass es auch im Mittelalter bunt zuging.

Foto: pureshot / Adobe Stock

Foto: Jonathan Bird / Adobe Stock

Voll durchgeblickt

Zur Zeit der Dinosaurier gab es weder Straßen noch Autos. Die 
kleinen Dinos konnten daher ausgelassen herumtollen. Aber nanu, 
auf dem unteren Bild sind acht Fehler versteckt – findest du sie? 

Die Lösung findest du wie immer auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Freizeit in der Steinzeit

Grafik: GabiWolf / Adobe Stock

1. Was hielt ein Ritter bei einem 
Turnier im Arm?

• Burgfräulein  (L)
• Kuscheltier  (W)
• Lanze  (R)

2. Für Feinde gab es tief unten 
in einer Burg häufig ...

• eine Tiefgarage  (U)
• einen Folterkeller  (I)
• einen Weinkeller  (E)

3. Wer vertrieb dem König die 
Langeweile? 

• Hofnarr   (T)
• Zirkusclown  (V)
• Komiker  (P)

4. Diese Waffe besteht aus einer 
schweren Kugel mit Dornen, die 
an einer Kette befestigt ist:

• Abendstern  (B)
• Polarstern  (M)
• Morgenstern  (T)

5. Wie heißt es richtig? König 
Artus und die Ritter ... 

• vom Stammtisch  (O)
• der Tafelrunde  (E)
• der Eckkneipe  (A)

6. Wollte ein Prinz die Königs-
tochter heiraten, musste er ...

• sehr gut aussehen  (S)
• viel Geld verdienen  (N)
• einen Drachen töten  (R)
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Die Pionierinnen
Sie haben die Entwicklung der Bundesrepublik entscheidend 

mitgeprägt, und doch ist ihre Geschichte nie erzählt worden. Da-
bei waren es die Journalistinnen der ersten Stunde, die mit dafür 
sorgten, dass sich in der jungen 
Demokratie Freiheit, Liberalität 
und Toleranz entwickelten.

Den Krieg überstanden sie im 
Exil, im Versteck, auf der Flucht 
oder indem sie sich mit dem NS-
Regime arrangierten. Hinterher 
berichteten sie über die Nürnber-
ger Prozesse, schrieben über die 
erwachende Liebe der Deutschen 
zu ihren Autos und kämpften für 
die Gleichberechtigung in der Fa-
milie. Diese Journalistinnen ver-
standen es, das vermeintlich rein 
Private politisch zu machen. Der 
Autor Rainer Hank verschafft ihren 
Stimmen wieder Gehör.

Rainer Hank: Die Pionierinnen. Wie Journalistinnen nach 1945 un-
seren Blick auf die Welt veränderten. Penguin, 368 Seiten, mit zahlrei-
chen Abbildungen, ISBN: 978-3-328-60305-4, 28 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie uns mit dem Betreff „Die Pionierinnen“ per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: SoVD, Re-
daktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. Dezember.

Buchtipp

Zitat des Monats
Wir schätzen die Menschen, die frisch und offen ihre Meinung sagen 

– vorausgesetzt, sie meinen dasselbe wie wir.

 Mark Twain (1835–1910)

Kreuzfahrt mit Hypochonder
Zum Jahresende geht das ZDF-Traumschiff auf große Fahrt. Fans der Filmreihe dürfen sich auf jede 

Menge Stars und ebenso viele Verwicklungen freuen. So treibt etwa der Hypochonder Jens Kessler 
(Ingolf Lück) die Schiffsärztin Dr. Delgado (Collien Ulmen-Fernandes) fast in den Wahnsinn.

Seit über vier Jahrzehnten tref-
fen in der Sendereihe mensch-
liche Schicksale auf exotische 
Urlaubsziele. In der aktuellen 
Weihnachtsfolge etwa werden 
die Kapitäne Max Parger (Florian 
Silbereisen) und Martin Grimm 
(Daniel Morgenroth) bei einer 
Motorradtour durch den US-
Bundesstaat Utah von Sheriff 
Steve McCrown (Kai Pflaume) 
verhaftet. Kann das Kreuzfahrt-
schiff derart führungslos die 
Heimreise antreten?

Die Folge „Utah“ aus der Reihe 
„Das Traumschiff“ läuft am 26. 
Dezember um 20.15 Uhr im ZDF.

Am zweiten Weihnachtstag sticht „Das Traumschiff“ im ZDF in See

Mit Jens Kessler (Ingolf Lück, li.) und Oskar Schifferle (Harald 
Schmidt, re.) gibt es gleich zwei eingebildete Kranke an Bord.

Foto: Dirk Bartling / ZDF

Foto: APress / Imago

Anderer Blick aufs Leben
Eine tägliche Talkshow machte sie bekannt. Nun entfloh sie der 

Zivilisation und fand durch die Arbeit auf der Weide zurück zur Natur. 
Am 16. Dezember wird Moderatorin Bärbel Schäfer 60 Jahre alt.

Beruflich führte sie unzählige 
Gespräche mit Menschen. Auch 
als Autorin war Bärbel Schäfer 
erfolgreich. Dann aber verließ 
sie den Schreibtisch und wagte 
für einige Zeit den Ausstieg. Die 
Journalistin suchte einen neuen 
Blick aufs Leben und begleitete 
ein Jahr lang einen Schäfer und 
dessen Merinoschafe. Statt re-

den hieß es nun anpacken, oft-
mals bei Wind und Wetter. Dabei, 
so Bärbel Schäfer, habe sie einen 
großen Respekt entwickelt vor 
dem Leben auf dem Land und 
vor der Natur. Darüber erzählt 
sie auch in ihrem neuen Buch 
„Eine Herde Schafe, ein Paar 
Gummistiefel und ein anderer 
Blick aufs Leben“.

Im Selbstversuch hütete Moderatorin Bärbel Schäfer ein Jahr lang Schafe

Bärbel Schäfer

Anzeigen
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

201

3 1 4 5 6
8 7 3 4

6 8 3
1 4 8
6 3 9

2 8 3
4 5 2
1 8 3 7

9 8 7 1 4

8 7 1 9
2 3 6
1 5 3 7

3 8
3 4 7

4 1
7 9 6 5

7 3 8
3 9 8 2

5 8 2 1 3 9 4 7 6
7 6 1 5 2 4 3 9 8
3 9 4 8 7 6 2 1 5
4 3 7 6 8 5 9 2 1
1 5 6 3 9 2 8 4 7
8 2 9 7 4 1 6 5 3
6 4 5 9 1 3 7 8 2
9 7 3 2 5 8 1 6 4
2 1 8 4 6 7 5 3 9

7 3 5 8 2 9 1 4 6
4 6 9 5 7 1 3 2 8
2 8 1 3 6 4 7 9 5
6 1 4 7 9 5 8 3 2
3 9 8 1 4 2 6 5 7
5 7 2 6 8 3 9 1 4
1 2 6 4 3 7 5 8 9
9 5 7 2 1 8 4 6 3
8 4 3 9 5 6 2 7 1

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Dezember.

Buchtipp

Über einen Kamm geschoren
Redensarten hinterfragt

Hatte früher jemand etwas 
Verbotenes getan, dann war bei 
den alten Germanen die fol-
gende Strafe vorgesehen: Sie 
schnitten dem Übeltäter die 
Haare ab, schoren ihn also kahl. 
Dadurch war der Betroffene für 
alle anderen weithin als Ver-
brecher erkennbar und somit 
entehrt. In Bayern gibt es noch 
heute die Beleidigung, jemand 
sei ein „G‘scherter“.

Dass sich die Redensart über 
mehrere Hundert Jahre im 
Sprachgebrauch gehalten hat, 
verdankt sie vermutlich einer 
weiteren Parallele. Auch hier 
geht es um den Verlust von 
Haaren. So wurden beim Sche-
ren von Schafen unterschiedli-
che Kämme verwendet, je nach-
dem, ob die Wolle nun grob 
oder fein war. Der damalige Ba-
der wiederum, vergleichbar un-
seren heutigen Friseur*innen, 

machte diese Unterscheidung 
nicht. Er verwendete für seine 
Kund*innen grundsätzlich das 
gleiche Handwerkszeug – egal, 
ob er diesen die Haare schnitt 

oder den Bart stutzte. Wer so 
handelte, der musste sich auch 
den Vorwurf gefallen lassen, er 
würde alles über einen Kamm 
scheren.

Masterplan Gesundheit
In seinem neuen Buch lüftet der Bestsellerautor Jörg Blech 

das Geheimnis der Gesundheit von Leib und Seele. Er räumt 
mit Mythen der Medizin auf und zeigt die wahren Bedürfnisse 
des menschlichen Körpers auf. Die meisten Alterserkrankungen, 

so Blech, seien gar nicht vorbe-
stimmt, weil das Herz und das 
Gehirn, die Gelenke und die Mus-
keln und andere Strukturen sich 
das ganze Leben lang erneuern 
können. Auch Übergewicht und 
Verdauungsprobleme ließen sich 
durch eine höhere Wertschätzung 
der Darmflora vermeiden. 

Jörg Blech unternimmt in sei-
nem Buch eine erstaunliche Rei-
se durch den Körper und zieht 
nach jahrelangen Recherchen ein 
optimistisches Resümee: Durch 
die Beachtung einfacher Regeln 
könne man für seine Gesundheit 
selbst am besten vorsorgen.

Jörg Blech: Masterplan Gesundheit. Was Körper und Geist brauchen, 
um lange jung und fit zu bleiben. DVA, 320 Seiten, ISBN: 978-3-421-
07011-1, 26 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit 
dem Betreff „Masterplan Gesundheit“ entweder per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Dezember.

Wenn jemand sprichwörtlich „alles über einen Kamm schert“, wird dabei verallgemeinert. Das be-
deutet, dass man auf Feinheiten oder Unterschiede meist keine Rücksicht nimmt. Und eben hier liegt 
auch der Ursprung dieser Redensart.

Des Rätsels Lösung
Schlangen unter heißer 
Sonne (Ausgabe November, 
Seite 16)

Auf dem Bild waren zehn 
Schlangen versteckt.

Freizeit in der Steinzeit 
(Fehlersuche, Seite 16)

Die acht versteckten Unter-
schiede haben wir auf dem Bild 
rechts mit roten Kreisen mar-
kiert.

Wer „gesiebte Luft“ atmen muss
Urteile zum Schmunzeln

Wer zu einer Gefängnisstra-
fe verurteilt wurde, muss na-
turgemäß Einschränkungen 
in Kauf nehmen. Fahrradtou-
ren oder Wanderungen zur 
Gesunderhaltung lassen sich 
mit dem Leben im Knast kaum 
vereinbaren. Das heißt jedoch 
nicht, dass Strafgefangene 
eine Gefährdung ihrer Gesund-
heit hinnehmen müssen. Eine 
entsprechende Beschwerde 
wurde bereits vor Jahren vor 
Gericht verhandelt.

Ein Gefängnisinsasse hatte 
sich beklagt, dass er als Nicht-
raucher seine Zelle mit Rau-
chern teilen müsse. Das Ober-
landesgericht Hamm gab dem 
Mann recht: Niemand müsse 
während seiner Haft gesund-
heitsschädlicher Atemluft aus-
gesetzt sein (OLG Hamm, Az.: 1 
Voll Ws 135 / 14). Bleibt abzu-
warten, ob sich nun der Verzehr 
von Möhrchen als Ersatz für das 
Rauchen von Zigaretten unter 
„Knackis“ durchsetzt.

Könnte man zum Lüften doch 
nur ein Fenster öffnen!

Eine gesunde Lebensführung ist überaus wichtig. Doch wie ge-
staltet sich das eigentlich für Menschen, die im Gefängnis sitzen? 
Viel Bewegung an der frischen Luft scheidet zumindest aus. Für 
gute Luft sorgte immerhin das Oberlandesgericht Hamm.

Foto: Arthur / Adobe Stock

Waschen, scheren, selber föhnen: Schafe können bei ihren Frisuren 
leider keine individuellen Wünsche äußern.

Foto: Vadim / Adobe Stock
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Dezember einsenden an: 

SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder Buchtipp

Das strömende Grab
Cormoran Strike wird von einem besorgten Vater kontaktiert, des-

sen Sohn Will sich im ländlichen Norfolk einer undurchsichtigen 
Glaubensgemeinschaft angeschlossen hat. Diese ist nach außen 
hin eine friedfertige Organisation, 
die sich für eine bessere Welt ein-
setzt. Doch Strike entdeckt bald, 
dass unter der harmlosen Ober-
fläche böse Machenschaften und 
unerklärte Todesfälle lauern.

Um Will zu retten, reist Strikes 
Geschäftspartnerin Robin Ellacott 
nach Norfolk, um sich der Sekte 
anzuschließen. Doch sie ist weder 
auf die Gefahren vorbereitet, die 
sie dort erwarten, noch auf den 
Preis, den sie zahlen muss.

Robert Galbraith: Das strömende 
Grab. Blanvalet, 1296 Seiten, ISBN: 
978-3-7645-0865-4, 29,90 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Das strömende Grab“ per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Dezember.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock
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Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei  
Ihnen als im Postversand

+  enthält alle Landesbeilagen 
sowie zusätzliche Links und 
Videos in den Artikeln

+ für Tablets und Smartphones

+ schont die Umwelt
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scannen und  
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digital
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